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1. Einleitung

Das bürokratische Modell der Produktion von öffentlichen Dienst­
leistungen steht seit geraumer Zeit und mit Tendenz zur Verschär­
fung im Kreuzfeuer der Kritik von Öffentlichkeit, Politik und Wis­
senschaft. Es gilt als unwirtschaftlich, langsam und schwerfällig, als 
undemokratisch, autoritär und inhuman -  im Binnen- wie im Außen­
verhältnis. Webers bürokratische Organisation -  gekennzeichnet 
durch hochgradige Regelbindung, strikte hierarchische Unterord­
nung und starr festgelegte Zuständigkeit -  hat sich offensichtlich kei­
neswegs als die rationalste, weil effizienteste Alternative erwiesen. 
Erforderlich erscheinen gerade angesichts des Scheiterns der großen 
Reformprojekte gänzlich neue »Produktions«konzepte auf der Ebe­
ne der einzelnen Organisationen bzw. Unternehmen. Denn in Anbe­
tracht verengter Verteilungsspielräume können neue Aufgabenfel­
der und insbesondere die gebotene Sicherung und Anhebung des 
Qualitätsniveaus öffentlich hergestellter Verwaltungsprodukte und 
Serviceleistungen nur durch grundlegende Umstrukturierungs- und 
Neuorientierungsprozesse bewältigt werden.

Aber der Optimismus in bezug auf Innovationsfreudigkeit und 
Anpassungsfähigkeit von Bürokratien an sich wandelnde gesell­
schaftliche Anforderungen hält sich in engen Grenzen. Die Verwal­
tung neige dazu, alte Aufgaben zu verteidigen, Probleme von ge­
stern zu bearbeiten und gegenüber Neuem mißtrauisch zu sein; sie 
reagiere zu spät mit der unpassenden Routine und drücke sich vor Ri­
siken (Pappermann 1988). Auch die Modernisierungserwartungen, 
die in den Einsatz neuer Techniken gesetzt wurden, sind bisher empi­
risch eher enttäuscht worden. Vielmehr seien existierende organisa­
torische Arrangements und Autoritätsstrukturen verstärkt worden. 
Hauptnutznießer seien vielmehr die dominanten politisch-admini­
strativen Koalitionen innerhalb der öffentlichen Verwaltungen mit 
ihren vorherrschenden Zielen der Effizienzsteigerung und dem Aus­
bau sozialer Kontrolle, nicht aber die Beschäftigten und Klienten 
(z. B. Kraemer 1988; Grimmer 1990).

Die Herausforderungen, denen die öffentliche Verwaltung heut­
zutage nach weithin geteilter Einschätzung nur noch durch grundle­
gende Restrukturierungsprozesse begegnen kann, ergeben sich aus 
den ungelösten Problemen der Vergangenheit sowie aus den antizi­
pierbaren Veränderungen in der nahen Zukunft. Als Parameter sich 
wandelnder Anforderungen an Leistungsfähigkeit und Leistungsbe­
reitschaft werden ökonomische, politische, soziale, technische und 
demographische Entwicklungsprozesse angesehen, mit denen sich 
sowohl die Ziele und Rahmenbedingungen des Verwaltungshan-
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delns, die Anforderungen aus der Verwaltungsumwelt als auch die 
binnenadministrativen Voraussetzungen für die Produktion von 
Dienstleistungen verändern.
-  Mit dem soziodemographischen Wandel erfolgen ein Anwachsen 

bestehender und die Herausbildung neuer politisch relevanter 
Zielgruppen (Ältere, Alleinerziehende, »neue Armut«, »präkari- 
sierte Beschäftigtengruppen«, Migranten, etc.).

-  Mit dem politischen und ökonomischen Wandel (z. B. Binnen­
markt oder Ostöffnung) entstehen neue Aufgabenfelder und in­
ternationalisierte Kooperationsbezüge.

-  Gesetzgeberische Interventionen in das Leistungsspektrum und 
die Modalitäten von Erstellung und Verteilung erfolgen aber 
auch aus fiskalpolitischen und wahltaktischen Gründen.

-  Wertewandel und Pluralisierung der Gesellschaft und die weitere 
Ausdifferenzierung von Lebensstilen führen zu veränderten An­
spruchsstrukturen und Erwartungshaltungen an die Verwaltung 
(z. B. »neues Dienstleistungsbewußtsein«).

-  Das Vordringen neuer Werthaltungen und Professionalisierungs- 
interessen auf seiten der Beschäftigten bewirkt Verschiebungen 
von eher instrumenteilen Aspekten der Arbeit hin zu Ansprü­
chen an verantwortungsvolle Aufgaben, persönliche Entfaltungs­
möglichkeiten und an die Vereinbarkeit mit lebensweltlichen Be­
dürfnissen.

-  Die demographisch bedingte »Alterung« des Arbeitskräftepoten­
tials und der prognostizierte Mangel an qualifiziertem Nachwuchs 
bringt Probleme für die Gewinnung und Bindung von Fachperso­
nal unter den vorherrschenden Arbeitsbedingungen im öffentli­
chen Sektor mit sich.

Vor dem Hintergrund der sich verschärfenden Ressourcenknapp­
heit und eines zunehmenden Wettbewerbs mit dem Privatsektor um 
Dienstleistungsmärkte und -personal (z. T. auch zwischen öffentli­
chen Dienstleistungsproduzenten) ist ein ernst zu nehmender Druck 
zur Ausschöpfung von Produktivitätspotentialen der öffentlichen 
Produzenten von Dienstleistungen entstanden, dem nicht mehr 
ohne Not ausgewichen werden kann.

So fehlt es denn auch nicht an Modernisierungsvorschlägen und 
tiefgreifenden Reformkonzepten. Neben radikalen Privatisierungs­
strategien wird, in Anlehnung an Entwicklungen im privaten Sektor, 
auf Formen der »lean administration«, auf eine neue Mischung aus 
öffentlicher und privater Erfüllung von staatlichen Aufgaben ge­
setzt, auf die Konzentration auf die notwendigen Kernaufgaben und 
die Vergabe spezifischer Leistungen nach außen (outsourcing). An­
dere Ansätze bevorzugen die Einführung von marktähnlichen Me­
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chanismen in die Erstellung öffentlicher Verwaltungsleistungen, 
z. B. durch die Herstellung geregelter Konkurrenzverhältnisse oder 
die Verselbständigung von Verwaltungseinheiten mit dezentraler 
Budgetverantwortung (»center«-Konzepte). Aber auch weniger 
weitreichende Formen der Dezentralisierung innerhalb bestehen­
der Organisationen, die Verlagerung von Kompetenz, Verantwor­
tung und Entscheidung vom Zentrum an die Peripherie einer Organi­
sation und neue Formen der Aufbau- und Ablauforganisation mit ei­
nem ganzheitlicheren Zuschnitt von Tätigkeiten und der Abfla­
chung von Hierarchien werden als nachahmenswerte Strategien für 
den öffentlichen Sektor proklamiert.

Konkrete Erfahrungen mit dem Umbau von Verwaltungsappara­
ten in moderne Dienstleistungsunternehmen, anhand derer sich die 
Chancen und Risiken, die Voraussetzungen und Wirkungspotentia­
le von qualitativen Rationalisierungsstrategien erweisen müssen, lie­
gen allerdings bisher erst wenige vor. Denn bürokratische und somit 
strukturkonservative Orientierungen und Strategien herrschen zu­
mindest im Bereich der Sozialversicherungsträger, auf den ich mich 
hier exemplarisch beziehe, eindeutig vor. Allerdings lassen sich dort 
in steigender Anzahl Vorreiterorganisationen und Modellprojekte 
empirisch identifizieren, im Rahmen derer die Dienstleistungspro­
duktion radikal umgestaltet wird. Neben Konzepten mit vorherr­
schender Technikorientierung oder mit einer dominanten 
»Markt«orientierung entsteht der Typus eines klientenzentrierten 
»Produktions«konzeptes von Dienstleistungen. Hieran läßt sich 
deutlich machen, daß das einzelbetriebliche Management auch bei 
bestehenden budgetären Grenzen, haushalts- und dienstrechtlichen 
Vorgaben sowie Besonderheiten der spezifischen Aufgaben zwar li­
mitierte, aber oft nicht ausgeschöpfte Handlungsspielräume für die 
Entwicklung qualitätsorientierter Produktionskonzepte hat. Ab­
schließend wird daher die erfolgversprechende Gestaltung der Ver­
änderungsprozesse hin zu einer neuen Dienstleistungskultur skiz­
ziert. Dabei beziehe ich mich auf ein Verständnis von Produktivitäts­
steigerung öffentlich erstellbarer Dienstleistungen, welches mit dem 
wirtschaftlichen Einsatz gegebener Ressourcen die komplexer wer­
denden Aufgaben und sich wandelnden Anforderungen angemesse­
ner und hochwertiger als üblicherweise bewältigt. Eine solche Ratio- 
nalisierungsstrategie kann sich nicht nur auf die Qualität der Verwal­
tungsprodukte und Serviceleistungen aus Sicht der Klienten bezie­
hen -  so die noch zu spezifizierende Ausgangsthese - ,  sie muß zu­
gleich die Qualität der Arbeit aus der Perspektive der Beschäftigten 
fokussieren. Denn es handelt sich bei diesem Produktionsprozeß 
vielfach um einen Interaktions- und Kommunikationszusammen­
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hang zwischen Personal und Klienten, der unter dem Aspekt der 
Qualitätssteigerung nicht auseinander zu reißen ist; d. h. Qualität zu­
gunsten der einen Seite kann auf Dauer nicht zu Lasten der anderen 
erreicht werden.

2. Zwischen Staat und Markt: zum Wandel der Dienstleistungen im 
»Dritten Sektor«

Rentenversicherungsanstalten und Krankenkassen, auf die sich die 
vorliegende Analyse bezieht, werden als verselbständigte Verwal­
tungsträger oder »Quangos« (Quasi non-governmental organisa- 
tions) neben anderen halbstaatlichen Einrichtungen dem sogenann­
ten »Dritten Sektor« zugerechnet. In der wissenschaftlichen Debat­
te (vgl. hierzu ausführlich Seibel [1992]) um die Besonderheiten die­
ses Sektors hat die Auslagerung öffentlicher Aufgaben eine positive 
Konnotation. Im Vergleich zu staatlichen oder kommunalen Büro­
kratien seien bei den »Trabanten« des Verwaltungssystems die 
Chancen zur Demokratisierung, zur organisatorischen Flexibilisie­
rung wie auch zur Selbsterneuerung (durch die Selbstverwaltung) 
größer. Es handele sich um eine insgesamt kontrollärmere Sphäre, 
innerhalb derer kooperative Formen der Meinungs- und Entschei­
dungsbildung kulturellen und politischen Pluralismus und die An­
passung der Aufgabenerfüllung an lokale Gegebenheiten eher zulas­
sen. Größere Flexibilität in der Aufbau- und Ablaufgestaltung, 
mehr Autonomie der Leitungsebene oder auch die leichtere Rekru- 
tierbarkeit von Expertenwissen durch weniger enge Besoldungsvor­
schriften ermöglichen hiernach eine besser angepaßte Qualität der 
erstellten Leistungen. Zudem sei die potentielle Konsumenten­
macht durch die partizipativen Strukturen stärker, insbesondere so­
weit die betreffenden Einrichtungen keine Monopolstellung besit­
zen. Soweit solche Beschreibungen auch für Sozialversicherungsträ­
ger zutreffen -  und dies ist tatsächlich weitgehend für die Kranken­
kassen, weniger für die Rentenversicherungsträger der Fall - ,  ist so­
mit von einem strukturell verankerten höheren Anpassungs- und In­
novationspotential solcher Organisationen auszugehen. Auch wenn 
dies nicht gleichbedeutend ist mit einer faktisch effizienteren und ef­
fektiveren Ausfüllung von staatlichen Aufgaben -  auch verselbstän­
digten Trägern werden Verkrustungstendenzen, mangelnde Respon- 
sibilität und das Dominieren interner Prioritätensetzung nachgesagt 
- , so stellen gerade die Krankenversicherungsträger doch ein beson­
ders interessantes Beobachtungsfeld für innovative Handlungsstra­
tegien zur Bewältigung krisenhafter Entwicklungen dar. Denn
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marktähnliche Strukturen, die in Teilbereichen des öffentlichen Sek­
tors als Bedingung für neue Handlungsmöglichkeiten zur Produktivi­
tätssteigerung diskutiert und verschiedentlich modellhaft eingeführt 
werden, existieren hier bereits; allerdings unter der Maßgabe, daß 
der Staat hier jederzeit dirigistisch eingreifen kann, so geschehen 
durch die organisationsrechtlichen Regelungen des Gesundheits­
strukturgesetzes.

Ein zweiter Aspekt der Positionierung der Sozialversicherungsträ­
ger zwischen Staat und Markt scheint mir erwähnenswert. Ein Teil 
ihrer im wesentlich gesetzlich geregelten Aufgaben umfaßt auch die 
Vermittlung von privatwirtschaftlich erstellten Dienst- und Sachlei­
stungen. Neben zentralen Aufgaben, wie der Errechnung, Bereitstel­
lung und Verteilung von monetären Leistungen (z. B. Rente, Kran­
kengeld), und den in Eigenregie erbrachten Informations- und Bera­
tungsleistungen geht es u. a. um die Vermittlung von Fremdleistun­
gen (diagnostische, rehabilitative, kurative oder pflegerische Lei­
stungen) von privaten »Produzenten« oder um die Bereitstellung pri­
vatwirtschaftlichen Kalkülen unterliegender Heil- und Hilfsmittel. 
Angesprochen sind hiermit nicht nur die im »Dritten Sektor« beste­
hende arbeitsteilige Erstellung von Leistungen und entsprechende 
Vernetzungen zwischen privaten und öffentlichen Einrichtungen. 
Ausgehend davon, daß die Sozialversicherungsträger im System der 
sozialen Sicherung nur einen spezifischen, eben in erster Linie ver­
mittelnden Beitrag zur Steigerung der gesellschaftlichen Wohlfahrt 
leisten, muß eine Betrachtung einzelorganisatorischer Restrukturie­
rungsmaßnahmen zur Produktivitätssteigerung eigentlich die »Pro­
zeßkette« bis hin zum »Endprodukt«, zur Erreichung dieses Global­
ziels, in den Blick nehmen. Dies bedeutet, daß es nicht nur um Effi­
zienz- und Effektivitätssteigerung bei der innerorganisatorischen Er­
stellung von Verwaltungsprodukten und -leistungen im engeren Sin­
ne gehen kann, sondern auch um Innovationen der »Schnittstellenge­
staltung« zu vor- und nachgelagerten Bereichen. Zentralen Stellen­
wert hat im Zuge verschiedener gesetzlicher Reformen die Schnitt­
stelle zu den externen Leistungserbringern erhalten. Die Sozialversi­
cherungsträger haben hier die Aufgabe, planend und steuernd (Be­
darfsöffnung, Vertragsgestaltung, Qualitätssicherung, Wirtschaft­
lichkeitskontrolle) tätig zu werden. Die konkrete Nutzung dieser 
Handlungspotentiale gegenüber den Vertragspartnern im Interesse 
von Versicherten und Gesamtgesellschaft muß zum integrierten Be­
standteil der Debatte um qualitäts- und klientenorientierte Innova­
tionsprozesse gemacht werden. Da es sich bei dem sozialpolitischen 
Leistungsangebot überwiegend um gesetzlich normierte Ansprüche 
handelt, sind »Produktinnovationen« bzw. »-anpassungen« hier nur
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über eine Rückbindung administrativer Erfahrungen mit den Be­
dürfnissen und Problemen der Adressaten dieser Leistungen an die 
Legislative möglich, eine zweite relevante Schnittstelle.

Damit ist zugleich zu einem dritten Aspekt, den ich ausführlicher 
erörtern möchte, übergeleitet: der weitgehenden staatlichen bzw. ge­
setzlichen Festlegung von Zielen, Aufgaben und Leistungen, die die 
verselbständigten Verwaltungseinheiten zu erbringen haben. Hierin 
unterscheiden sich die Sozialversicherungsträger deutlich von ande­
ren Organisationen im »Dritten Sektor« (z. B. Genossenschaften, 
Wohlfahrtsverbände) hinsichtlich ihrer Gestaltungsoptionen, die 
eng auf wenige Ermessensspielräume und Kann-Leistungen be­
grenzt sind. Hinsichtlich der Aufgabenstruktur und der Modalitäten 
ihrer Erbringung gleichen Rentenversicherungsanstalten und Kran­
kenkassen eher Behörden im Staatssektor. Insofern die Sozialpoli­
tik eines der bevorzugten Felder des politischen Quasi-Marktes im 
Wettbewerb um Wählerstimmen ist, sind hier mit hoher Frequenz -  
je nach wirtschaftlicher Lage -  mehrfach Leistungserweiterungen, 
gefolgt im Gegenzug von Leistungsbeschränkungen oder Bela­
stungsverschiebungen zwischen den Sozialversicherungszweigen 
zur Konsolidierung der Haushalte erfolgt.

Die Notwendigkeit einer grundlegenden Neubestimmung und 
Umgestaltung von Leistungserbringung und Problemverarbeitung -  
so meine These -  ist in sozialpolitischen Administrationen in erster 
Linie im Gefolge der tiefgreifenden Wandlungsprozesse innerhalb 
des Systems der sozialen Sicherung entstanden. Der Aus- und Um­
bau im System der sozialen Sicherung in den letzten drei Jahrzehn­
ten hatte nicht allein einen Anstieg des Arbeitsvolumens und eine 
Komplexitätssteigerung in der Sachbearbeitung und in der Entschei­
dungsfindung bei den Trägerorganisationen zur Folge. Neue Funk­
tionen und Aufgaben sind den sozialpolitischen Administrationen 
zugewachsen, die neue Qualifikationen und Kompetenzen, verän­
derte Tätigkeits- und Kooperationsstrukturen und nicht zuletzt ei­
nen grundlegenden Wandel der Arbeitsstile und Werthaltungen er­
fordern. Mit verwaltungstypischen Haltungen und Arbeitsweisen, 
bei denen das Aktuelle und Befristete dominiert und die Bewälti­
gung des »administrativen Alltags sowie die Konzentration der Kräf­
te auf den Vollzug und die Erledigung der vorgegebenen Aufgaben« 
(Mayntz/Schumacher-Wolf, 1985: 262), ist die erforderliche Pro­
blemverarbeitung nicht mehr möglich. Die für Maßnahmen der Ein­
kommenssicherung durchaus funktionale, zentralistische Leistungs­
erstellung entsprechend rechtlich definierten Anspruchsvorausset­
zungen, die »bürokratisch-professionelle Leistungsdefinition von 
Hilfen« (Riedmüller, 1987: 323), ist mit veränderten sozialpoliti-
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sehen Programmen zunehmend inkompatibel geworden. Das Ver­
hältnis der Administrationen zu ihren Klienten/Kunden, zu Ver­
tragspartnern und Leistungserbringern sowie zu anderen Trägeror­
ganisationen und Verbänden muß neu bestimmt werden.

Mit dem Funktionswandel von einer vorrangigen Umverteilungs­
politik zur präventiv gestaltenden Sozialpolitik sind die zu bemessen- 
den und vermittelnden Pflichtleistungen der Verwaltungen zuneh­
mend durch Wahl- und Kann-Leistungen mit entsprechenden Ent­
scheidungsspielräumen und Handlungsaltemativen ergänzt wor­
den. Im Zuge der Erweiterung des berechtigten Personenkreises, 
der Ausdifferenzierung des Leistungsspektrums und besonders für 
die Erbringung von prophylaktischen, personenbezogenen Dienst­
leistungen sind somit direkte, persönliche, beratende und helfende 
Kommunikations- und Interaktionsbeziehungen zwischen Hilfesu­
chenden und Verwaltungen immer mehr in den Vordergrund getre­
ten. Ziele einer zukunftsorientierten, »sozialen Strukturpolitik« 
(Standfest, 1981) sind ohne eine aktive und motivierte Beteiligung 
der Klienten nicht zu erreichen. Ihre Mobilisierung ist unerläßlich 
für die Umsetzung präventiver Programme. Entsprechende Aktivi­
täten können jedoch nicht per Gesetz verfügt werden, und sie sind 
kaum standardisierbar. Eine adäquate Ausgestaltung der Arbeits­
und Kontaktbeziehungen in sozialpolitischen Administrationen 
muß unter dem Gesichtspunkt der »Politikverwirklichung« (Kauf- 
mann/Schäfer, 1979) entwickelt bzw. gelernt werden.

Im Zuge der Konsolidierungs- und Kostendämpfungspolitik sind 
den Sozialversicherungsträgern -  insbesondere in der gesetzlichen 
Krankenversicherung -  sukzessive neue Aufgaben übertragen wor­
den. Ihre Position gegenüber den Anbietern der originären Leistun­
gen ist unter den Aspekten von Qualitätssicherung und Wirtschaft­
lichkeitsprüfung gestärkt worden. Um diese erweiterten Handlungs­
spielräume ausschöpfen und die vom Gesetzgeber intendierten Wir­
kungspotentiale entfalten zu können, müssen fachinhaltlich neue 
Qualifikationen und Kenntnisse erworben sowie fachunspezifische 
Kompetenzen wie z. B. Verhandlungsfähigkeit oder Risikobereit­
schaft entwickelt werden. Gèrade die präventive und rehabilitative 
Orientierung in der Sozialpolitik macht zunehmend den Aufbau 
und die Pflege von Kooperations- und Kommunikationsnetzwerken 
zwischen verschiedenen Leistungsträgern notwendig, die bisher im 
gegliederten System der sozialen Sicherung unabhängig voneinan­
der -  wo nicht gegeneinander -  tätig waren.

Zugleich werden Tendenzen zur »Verwissenschaftlichung« des po­
litisch-administrativen Systems forciert. Um aktiv gestaltend und 
personenspezifisch präventive und zukunftsorientierte Maßnahmen
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gezielt entwickeln und einsetzen sowie deren Wirkungen qualitativ 
und unter Wirtschaftlichkeitsaspekten bewerten zu können, ist eine 
regelmäßige Berichterstattung, ein differenziertes Informationssy­
stem in allen Bereichen der sozialen Sicherung zu einer wichtigen 
Voraussetzung geworden. Auch wenn wissenschaftliche Forschungs­
institute auf der Ebene der Spitzenverbände -  wie auch staatlich ge­
förderte Forschung -  wichtige Impulse geben und innovative Ansät­
ze zur Bestands- und Bedarfsanalyse sowie zur Ursachen- und Wir­
kungsforschung entwickelt haben, so hat sich doch zugleich heraus­
gestellt, daß eine kontinuierliche und umfassende wissenschaftliche 
Durchdringung der Aufgabenbereiche auch auf lokaler Ebene benö­
tigt wird (Lampert, 1989; Rosenbrock/Haus, 1985; Sauter, 1992).

Aus dem Wandel staatlicher Sozialpolitik resultieren jedoch nicht 
nur Erfordernisse und Anstöße, sondern auch Hemmnisse für An- 
passungs- und Innovationsprozesse auf der Ebene der einzelnen Trä­
gerorganisationen. Zum einen hat die Flut gesetzlicher Änderungen 
als kurzfristige Reaktion auf Verengungen von Finanzierungsspiel­
räumen nicht nur dazu geführt, daß bestehende Ansätze einer gestal­
tenden Präventionspolitik nicht entsprechend ausgebaut wurden. 
Zugleich haben diese Interventionen bei den Sozialversicherungs­
trägern und ihren Beschäftigten -  ebenso wie bei Klienten und Lei­
stungserbringern -  Unkalkulierbarkeit und Unsicherheit (Maier, 
1988) erzeugt. Innerorganisatorische Restrukturierungsbemühun­
gen konnten nicht auf mittelfristig stabilen Erwartungen und Pla­
nungsgrundlagen aufbauen. Aus zentralstaatlich programmierter 
Unberechenbarkeit entsteht auf der lokalen Ebene leicht ein Gefühl 
von Ausgeliefertsein und Bedeutungslosigkeit der Politikumset­
zung gegenüber der Politikformulierung und letztendlich Inaktivität 
statt innovativem und experimentierfreudigem Handeln (Kühl, 
1983), zumal gerade an der Schnittstelle Verwaltung/Klienten bzw. 
Verwaltung/Leistungsanbieter Unklarheiten und Unmut über Lei- 
stungseinschränkungen und Kostenbegrenzungen zum Tragen kom­
men. Die Beschäftigten sehen sich damit konfrontiert, nicht nur Trans­
parenz über die sich ständig wandelnden Rechtsgrundlagen, sondern 
auch deren Akzeptanz bei ihrer Klientel hersteilen zu müssen.

Zum anderen entsteht in Phasen wirtschaftlicher Stagnation und 
damit sinkender Verteilungsspielräume für die soziale Sicherung ein 
anderer, für die Kontinuität und Weiterentwicklung von sozialpoliti­
schen Administrationen dysfunktionaler Mechanismus. Mit den ge­
setzlich verordneten Leistungseinschränkungen entsteht häufig zu­
gleich ein erheblicher Druck auf die Verwaltungskosten. Bekannte 
Argumente der mangelnden Effizienz öffentlicher gegenüber priva­
ten Einrichtungen erhalten oft gerade in Zeiten Auftrieb, da das Ar-
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beitsvolumen aufgrund der steigenden Zahl von zu bewältigenden Ri­
siken anwächst. Zentralstaatliche Vorgaben und Eingriffe, aber auch 
die paritätischen Selbstverwaltungen setzen oft pauschal auf Personal­
kostenreduzierung unter argumentativem Rückgriff auf eine Öffent­
lichkeit, die Leistungseinschränkungen in Kauf nehmen muß und wel­
cher dementsprechend nicht zugleich die steigenden Kosten der 
Dienstleistungsproduktion plausibel gemacht werden können. Die 
Wirtschaftüchkeit des Verwaltungshandelns gerät so gerade zu Zeiten 
unter besonderen Legitimierungs- und Rationalisierungsdruck, wo 
der Arbeitsanfall nur mit Mühe zu bewältigen ist. In dieser Situation 
sind einzelorganisatorisch grundlegende Restrukturierungsüberlegun­
gen zur Steigerung von Effizienz und Effektivität der Arbeits- und Lei­
stungserstellungsprozesse oft in ihren Ansätzen steckengeblieben 
oder gar zurückgeschraubt worden. Einzelbetriebliche Sparmaßnah­
men sind zumindest in Teilbereichen oft zu Lasten sozialpolitisch in­
tendierter Wirkungen gegangen (Maier, 1988).

Auch für die Zukunft ist keineswegs von stabileren Rahmenbedin­
gungen und Handlungserfordernissen für die Träger der sozialen Si­
cherung auszugehen. Die sich als Folge des sozio-ökonomischen 
Wandels verändernden Problemlagen und Anforderungen an die so­
ziale Sicherung verweisen nicht nur auf Struktur- und Versorgungs­
defizite sowie auf wachsende und differenziertere Hilfebedarfe, die 
der Ergänzung und/oder Neustrukturierung sozialstaatlicher Maß­
nahmenprogramme und des Ausbaus öffentlicher Dienstleistungen 
auf der politischen Ebene bedürfen (Damkowski/Luckey, 1989). 
Neuerlich ist vor allem Bewegung in die Debatte um Organisations­
reformen im System der sozialen Sicherung gekommen (vgl. hierzu 
auch Kirschner, 1992), als die beinahe chronische Finanznot durch 
den enormen Anteil der Sozialversicherung an der Finanzierung der 
deutschen Einheit dramatisch verschärft worden ist und eine Reihe 
struktureller Probleme in den bisherigen Reformvorhaben zugun­
sten übergreifender Konsensfindungsprozesse ausgeklammert wur­
den. So führen z. B. organisationsrechtliche Regelungen des Gesund­
heitsstrukturgesetzes zu einer neuen Wettbewerbsordnung zwi­
schen den Krankenkassen, die zu deutlichen Konzentrations- und 
Zentralisierungsprozessen führen wird mit völlig veränderten Füh- 
rungs- und Entscheidungsstrukturen. Im Bereich der bundesweiten 
Sozialversicherungsträger, insbesondere bezogen auf die Bundesver­
sicherungsanstalt für Angestellte, wird dagegen über eine Regionali­
sierung nachgedacht -  Prozesse, die die einzelnen Administrationen 
vor erhebliche Umstellungsanforderungen und Neuorientierungs­
probleme stellen werden.
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3. Klientenorientierung und Dienstleistungsqualität als Anforderun­
gen an neue »Produktions«konzepte

Das einzelbetriebliche Management der Sozialversicherungsträger 
steht allerdings vor einer weit komplexeren Aufgabe, als sich aus 
dem bisher Gesagten zu der Notwendigkeit des Ausgleichs von 
Strukturdefiziten sowie zur Anpassung der Administrationen an 
sich permanent wandelnde gesetzliche Aufgaben in Verbindung mit 
der gesellschaftlichen Dynamik ableiten läßt. Die Probleme mangel­
hafter Dienstleistungsqualität oder der Bürgerferne von Verwaltun­
gen -  begründet in den bürokratischen Organisations- und Arbeits­
strukturen -  sind so alt wie die Verwaltung selbst (vgl. Grunow, 
1988) und betreffen in vieler Hinsicht auch den hier im Zentrum ste­
henden Bereich. Altbekannte Argumente, u. a. durch Bevölkerungs­
umfragen belegt (vgl. z. B. Sinus, 1978; Kaufmann/Schäfer, 1979; 
Grunow, 1982; Lange/Sippel, 1986), haben nichtsdestoweniger nicht 
allzu viel an Aktualität eingebüßt. Sie beziehen sich auf Bürgerferne 
im engeren Sinn, wie die Abschottung der Verwaltung gegenüber 
den Problemen der Klienten und die Lebensfremdheit behördlicher 
Entscheidungen, die Verordnungsflut, innerorganisatorische Gliede­
rungen sowie das Kompetenzwirrwarr. In Teilbereichen wird eine 
»Regelungskultur« charakterisiert, deren Problemlösungspotential 
auf Konflikt und Mißtrauen als Wertbasis bzw. Methode beruhe 
(Sturm, 1987: 427f.).

Die Thematisierung des angespannten Verhältnisses zwischen 
Bürgern und Bürokratie hat jedoch inzwischen neue Dimensionen 
hinzugewonnen. Dies hängt zum einen mit den Wandlungsprozes­
sen sozialpolitischer Programme selbst hin zu einer präventiven und 
gestaltenden Strukturpolitik zusammen, die viel direkter in immer 
mehr Lebensbereiche des einzelnen eingreift und daher der aktiven 
Mitwirkung der Bürger bedarf (»Koproduktion«; Grunow, 1988: 
14). Zugleich bezieht sich die Möglichkeit staatlicher Kontrolle und 
Herrschaftsausübung auf immer weitere Bereiche des privaten Le­
bens. Zum anderen sind Sensibilisierungs- und Mobilisierungspro­
zesse innerhalb der Gesellschaft in Gang gekommen durch das Er­
starken der neuen sozialen Bewegungen und durch die Verbreitung 
eines neuen »Dienstleistungsbewußtseins« (Gartner/Riessman, 
1978:106) im Zuge der zunehmenden Angewiesenheit auf und Kon­
sumtion von Dienstleistungen aller Art.

Trotz der prominenten Stellung, die dem Ziel der »Verbesserung 
der Dienstleistungen für den Bürger« in der Debatte um die Moder­
nisierung öffentlicher Verwaltungen zukommt, mangelt es an einer 
Verständigung über eine »positive« Zielbestimmung (Grunow,
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1988: 23) von Klientenorientierung und Qualitätsverpflichtung. Bü­
rokratiekritik und Plädoyers für Entbürokratisierung setzen an den 
Symptomen an und drängen auf Beseitigung identifizierter Mißstän­
de. Den »Maßstab« hierfür bilden neben den verbrieften Ansprü­
chen die vielfältigen Bedürfnisse und berechtigten Interessen der 
Klienten. Als relevant lassen sich vor allem die folgenden Dimensio­
nen der Ergebnisqualität zusammenstellen (vgl. z. B. Beyer/Brinck- 
mann, 1990; Parasuraman u. a., 1985; Damkowski/Luckey, 1989; Gru- 
now, 1982; Kaufmann/Schäfer, 1979):
-  Zugänglichkeit der Einrichtungen; Bürgernähe verstanden als 

zeitliche und räumliche Erreichbarkeit, personelle Zuständigkeit 
und Kompetenz;

-  Richtigkeit und Vollständigkeit der Leistungen; Zuverlässigkeit 
der Bearbeitung und Berücksichtigung von Problem- und Situa­
tionsgerechtigkeit bei Entscheidungen mit Perspektive auf Effek­
tivierung sozialpolitisch intendierter Ziele;

-  Schnelligkeit; Geschwindigkeit und Effizienz der Erledigung von 
Anliegen und Aktualität von Informations- und Beratungsange­
boten;

-  Interaktionskosten; Begrenzung der Anforderungen an die Klien­
ten im Hinblick auf einzusetzende Ressourcen wie Qualifikation, 
Zeit oder Geld zur Erreichung der ihnen zustehenden Leistungen 
und Diensten;

-  Transparenz; Verständlichkeit, Durchschaubarkeit und Nachvoll­
ziehbarkeit von Leistungsangeboten, Zuständigkeiten, Leistungs­
erstellungsprozessen sowie von Verwaltungsprodukten und ihren 
Auswirkungen auf den Klienten;

-  Mitwirkungs- und Gestaltungschancen in bezug auf die Inan­
spruchnahme von Leistungsangeboten, Entscheidungen bei Alter­
nativen sowie Kontrollmöglichkeiten bezogen auf Serviceleistun­
gen und Verwaltungsprodukte;

-  Persönlichkeitsschutz; Wahrung der Privatsphäre, zurückhalten­
de Hilfestellung und Begrenzung der Eingriffe auf das Notwendi­
ge sowie Schutz der personenbezogenen Daten und Informatio­
nen.

Diese Dimensionen von Klientenorientierung und Dienstleistungs- 
qualität aus der Perspektive des Publikums verweisen bereits impli­
zit auf die vielfältigen Abhängigkeitsbeziehungen der »output-Qua- 
lität« von Aspekten der Organisation, des Personals und der Gestal­
tung der Koproduktion zwischen Verwaltung und Klienten. Unter 
z. T. sehr pauschaler Bezugnahme auf einzelne der oben dargestell­
ten Dimensionen von Klientenorientierung und Dienstleistungsqua­
lität haben viele Verwaltungen im Zuge technisch-organisatorischer
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Rationalisierungs- und Modernisierungsmaßnahmen mit Einzelan­
passungen zur Verbesserung der Zugangsbedingungen, intensivier­
ter Öffentlichkeitsarbeit u. ä. reagiert. Im Zentrum vieler prakti­
scher Umsetzungsprojekte, aber auch wissenschaftlicher Reorgani­
sationskonzepte stehen dabei Einzelaspekte der Entbürokratisie­
rung der Verwaltungsorganisation, des Personaleinsatzes und der 
Publikumskontakte:
-  Durch Aufgabenintegration und ganzheitlichere Arbeitsstruktu­

ren werden motivationsstiftende Effekte auf seiten der Beschäftig­
ten, Effizienzsteigerung und schnellere Erledigung durch Redu­
zierung von Mehrfachbearbeitung und Aktenumlauf und zu­
gleich mehr Transparenz über den Leistungserstellungsprozeß er­
wartet.

-  Mit Formen der Enthierarchisierung und Dezentralisierung von 
Handlungsspielräumen und Entscheidungskompetenz sollen der 
Autonomiegrad der Beschäftigten erhöht und die Fallbearbei­
tung und -entscheidung bis zu einem gewissen Grad reintegriert 
werden mit dem Ziel, unter Umständen in Anwesenheit des Klien­
ten einen Vorgang abschließend bearbeiten zu können.

-  Verschiedene Formen von lokaler Dekonzentration, z. B. des In­
formations- und Beratungsangebotes, die Verlängerung der Öff­
nungszeiten oder die Erweiterung personeller Kapazitäten für 
den Publikumskontakt sollen Zugangsbarrieren abbauen.

-  Die Technisierung soll zur Entlastung der Beschäftigten von un­
liebsamen und massenhaft anfallenden Routinetätigkeiten füh­
ren mit dem Ziel einer stärkeren Konzentration auf die klienten­
bezogenen Aufgaben.

-  Die fachinhaltliche und kommunikative Professionalisierung vor 
allem der Beschäftigten an der Schnittstelle zur Außenwelt soll 
durch den Ausbau von Fort- und Weiterbildung sowie durch Er­
weiterung der Ausbildungsinhalte vorangetrieben werden.

-  Ein weiterer Aspekt ist die Berücksichtigung von Klientenkontak­
ten in der Personalbemessung mit ausreichendem Zeitfaktor so­
wie in leistungsbezogenen Anreizsystemen.

-  Und nicht zuletzt wird auf kooperative Führungsstile und die Ent­
wicklung eines neuen Selbstverständnisses auf der Ebene des Ma­
nagements gesetzt, im Rahmen dessen die Verwaltung als »Ser­
viceeinrichtung für Bürger« entsteht.

In vieler Hinsicht implizieren solche Ansätze und Konzepte eine Rei­
he von Verbesserungs- und Weiterentwicklungschancen, die sowohl 
im Interesse der Verwaltungsmitglieder als auch ihrer Klienten lie­
gen können. So läßt sich z. B. durch ganzheitlichere, vorgangsbezoge­
ne Aufgabenzuschnitte und unter Einsatz entsprechend qualifizier­

-  133 -



ten Personals, ausgestattet mit erweiterten Entscheidungsbefugnis­
sen, gerade im Bereich stark regelgebundener Fallbearbeitung ein 
Konzept der Qualitätsförderung nach dem Vorbild der Güterpro­
duktion (Lillrank/Kano, 1989) umsetzen: mit motivierten und weit­
gehend eigenverantwortlichen Beschäftigten ist Fehlervermeidung 
entsprechend den Interessen der Klienten an Richtigkeit und Recht­
mäßigkeit von Verwaltungsleistungen (z. B. die Bewilligung monetä­
rer Leistungen) möglich. Für einen nicht unerheblichen und wach­
senden Anteil der Verwaltungsarbeit wie personenbezogene Bera­
tung, Planungs- und Verhandlungsaufgaben sind die Ziele der 
Dienstleistungsqualität und Klientenorientierung weniger genau an- 
gebbar und Maßnahmen zu ihrer Erreichung detailliert zu planen, 
zu steuern und zu kontrollieren. Zu berücksichtigen sind spezifische 
Grenzen der rationalen Planbarkeit und »Organisierbarkeit« (Gru- 
now, 1988: 167) von Bürgernähe und Dienstleistungsqualität. Dies 
liegt nicht zuletzt an der Differenziertheit des Verhältnisses Bürger- 
Verwaltung sowie an der Dynamik dieser Beziehung. Zu berücksich­
tigen ist, daß es weder die Verwaltungsleistung gibt, sondern ganz 
verschiedenartige Produkte und Serviceangebote mit je spezifischen 
Bezugsgruppen; ebensowenig gibt es die Beschäftigten noch die 
Klienten einer Verwaltung, sondern verschiedene Gruppen mit un­
terschiedlichen Anliegen, je spezifischen Fähigkeiten im Umgang 
mit der Verwaltung und unterschiedlichen Abhängigkeiten bzw. 
Durchsetzungschancen; noch weniger gibt es die Qualitätsmaßstäbe, 
die für alle Verwaltungsleistungen und Klientengruppen zeitstabil 
anzulegen sind. Die angeführten Dimensionen von Dienstleistungs­
qualität können für einzelne Leistungsformen und Zielgruppen ganz 
unterschiedliche Relevanz besitzen.

Zweifelsohne stellen neue Formen der Arbeitsorganisation und 
verbesserte Arbeitsbedingungen der Beschäftigten wesentliche Vor­
aussetzungen einer neuen Dienstleistungorientierung dar; zugleich 
aber sind in überzogenen Konzepten der »Entbürokratisierung« 
auch Widersprüche angelegt (vgl. z. B. Damkowski/Luckey, 1989; 
Kaufmann/Schäfer, 1979). Denn in den Merkmalen Weberscher bü­
rokratischer Organisationen wie Arbeitsteiligkeit, Regelbindung 
und hierarchische Kontrolle liegen zugleich Stärken und Schwächen 
oder ihre »Funktionen« und »Dysfunktionen« (Seibel, 1986: 143). 
So gewährt z. B. die enge Regelbindung in Verbindung mit detaillier­
ten Verfahrens vor Schriften und Dienstanweisuungen einerseits 
Rechtssicherheit und mit hoher Wahrscheinlichkeit die Einhaltung 
des Gleichbehandlungsgrundsatzes; andererseits liegen hierin zu­
gleich die negativen Effekte der Inflexibilität und der typisierenden, 
standardisierten Rechtsauslegung, die die Berücksichtigung der Be-
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Sonderheiten des Einzelfalles nicht mehr zulassen. Umgekehrt impli­
zieren erweiterte Handlungsspielräume und die Delegation von Ent­
scheidungskompetenzen auf die Sachbearbeitungsebene Gefahren­
potentiale für ungerechte Behandlung oder die vielzitierte »Behör­
denwillkür«. Das Kernproblem der Organisationsgestaltung liegt da­
mit in der Suche nach dem sozialverträglichen Mittelweg und in der 
Ausbalancierung widersprüchlicher Anforderungen.

Da insgesamt keine Klarheit über die genauen Zielsetzungen der 
Klientenorientierung im einzelnen und noch weniger verbindliche 
Qualitätsmaßstäbe bestehen, muß auch die Suche nach den »perfek­
ten neuen Organisationsmodellen« (Grunow, 1988: 131) ein Irrweg 
sein. Was gegenwärtig fehlt -  so meine Zwischenbilanz ist weni­
ger eine Präzisierung dessen, was Dienstleistungsqualität und Klien­
tenorientierung konkret bedeuten könnte, als vielmehr eine Umstel­
lung auf neue Anforderungen, die die Qualität in dem jeweiligen 
Aufgabenzusammenhang an Strukturen und Verhalten stellt. In die­
ser Hinsicht scheint sich die Problematik, in der sich die öffentliche 
Verwaltung befindet, nicht wesentlich von privatwirtschaftlichen 
Dienstleistungsunternehmen (vgl. z. B. Murray, 1991) oder der Büro­
arbeit in Industrieunternehmen (Weltz u. a., 1989) zu unterscheiden. 
Dienstleistungsqualität ist weniger ein Programm als ein Prozeß, der 
in alle Bereiche einer Organisation Vordringen muß und in dem es 
auch darum geht, dominierende Werthaltungen, Deutungsmuster 
und Handlungsstile zu ersetzen.

4. Rationalisierungskonzepte in der Sozialversicherung

Auf der Basis empirisch vorfindbarer Typen von »Produktions«kon- 
zepten von Sozialversicherungsträgem wird im folgenden gefragt,
-  inwieweit traditionell bürokratische Formen der Leistungserstel­

lung bereits erodieren und durch technische, organisatorische und 
soziale Innovationsprozesse abgelöst werden,

-  ob hierdurch qualitative Innovationen aus der Perspektive von Be­
schäftigten und Klienten erreicht werden können und

-  durch welche Merkmale sich hochleistungsfähige Administratio­
nen auszeichnen.

Gemeinsam sind den drei Konzepten -  bei aller Unterschiedlichkeit 
der Zielrichtung wie auch der Folgen der gewählten Rationalisierungs­
konzepte -  ein Abrücken von tradierten Formen der Leistungserstel­
lung, die Betonung qualitativer Rationalisierungsziele und die Bemü­
hungen, den technisch-organisatorischen Wandel auf Effizienzsteige­
rung und Qualitätssicherung (und -Verbesserung) auszurichten.
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*Die Angaben zum Verbreitungsgrad basieren auf globalen Einschätzungen durch 
Beratungsexperten.
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Veränderte »Produktions«modelle der Erstellung von 
sozialpolitischen Dienstleistungen (Krankenkassen)



4.1 Ein hochtechnisiertes Produktionskonzept neotayloristischer 
Prägung

Bei der Rentenversicherung war im Prozeß der technisch-organisato­
rischen Restrukturierung der Leistungserstellung der Aspekt von 
Servicequalität und Klientenorientierung ein eher gering explizier­
tes Nebenziel; in erster Linie war diese auf eine outputorientierte Ef­
fizienzsteigerung ausgerichtet. Die Notwendigkeit, den Interessen 
und Ansprüchen ihrer Versicherten eine stärkere Aufmerksamkeit 
zukommen zu lassen, ergab sich erst in der Folge einer spezifischen 
Entwicklungsdynamik. Rentenautomation und Verbreiterung bzw. 
Differenzierung des Leistungsspektrums, zwei Prozesse, die sich 
wechselseitig beeinflußt haben, führten einerseits zu neuen Anforde­
rungen an die Ausgestaltung der kommunikativen Beziehungen der 
Versicherungsträger zu ihren Klienten (z. T. sogar gesetzlich vorge­
schrieben). Andererseits bedingten ebenjene gesetzlichen Verände­
rungen im Verbund mit zunehmender Nutzung der Technikpotentia­
le auch Verschlechterungen der Leistungsqualität wie Verlängerung 
der Bearbeitungszeiten von Rentenanträgen oder Fehlerquoten bei 
Rentenberechnungen. Diese erzeugten ihrerseits, besonders soweit 
öffentlich als Probleme artikuliert, einen gewissen Handlungsdruck 
für die Verwaltungen. Zugleich erhöhte sich jedoch auch der Infor- 
mations- und Beratungsbedarf, einmal als Folge der Komplexitäts­
steigerung der Rentengesetzgebung selbst, zum anderen aufgrund 
von Maschinisierungsprozessen und entsprechenden Standardisie­
rungserfordernissen.

Neben dem öffentlichen Druck auf eine Steigerung der Leistungs­
fähigkeit bei gleichzeitigem Druck von seiten der Aufsichtsorgane 
auf eine Begrenzung der Personalkosten tritt als weiteres Moment 
der zwischeninstitutionelle Wettstreit um die Spitzenposition im Pro­
duktivitätsvergleich zwischen den regionalen Trägern und der zen­
tralistisch organisierten Bundesversicherungsanstalt für Angestell­
te. Hintergrund hierfür ist der sporadisch seit langem immer wieder 
auftretende Disput über Effizienzvorteile und Versichertennähe im 
Vergleich von zentraler und dezentraler Organisation der Leistungs­
produktion.

Der gegenüber anderen öffentlichen Verwaltungen relativ frühzei­
tige Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen und die sukzessiven 
technischen Integrationsbestrebungen zur weitgehend maschinellen 
Rentenbestandsführung und Rentenfeststellung zielten und zielen 
auch künftig vorrangig auf eine effiziente Aufgabenerfüllung. Im 
Mittelpunkt steht die quantitative Bewältigung und einheitliche Be­
herrschung von massenhaften Verwaltungsvorgängen, die von ihrer
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rechtlichen Seite immer komplexer geworden sind (vgl. Below, 
1981; Below/Sachs, 1991). Die Ersetzung menschlicher Arbeit durch 
Automatisierung nicht nur monotoner Kalkulations- und Berech­
nungsvorgänge, sondern auch von Teilen fachinhaltlicher Aspekte 
der Arbeit folgt dem Grundsatz, soviel Arbeitsschritte wie möglich 
auf die EDV zu verlagern. Informationstechnische Umgestaltung 
und Neukonzeption bestehender Verfahren zielen darauf ab, einen 
Geschäftsvorfall komplett von »demselben Arbeitsplatz« aus »so­
fort und vollständig« erledigen zu können (ebenda: 347). Die verblei­
benden manuellen Bearbeitungsprozesse (z. B. Sachermittlung) wer­
den, soweit möglich, automatisch unterstützt bzw. gesteuert, etwa in 
Form »eindeutig bestimmter Frage/Antwort-Folgen« (ebenda: 348). 
Der Technik als Ressource zur outputorientierten Produktivitätsstei­
gerung kommt in diesem Konzept somit entscheidende Bedeutung 
zu. Auf seiten der Arbeitsorganisation sind die Integrationsbestre­
bungen dagegen weniger ambitioniert. Zwar hat man diesem Interes­
se Rechnung getragen durch die horizontale Integration vormals ge­
trennter Aufgabenbereiche bzw. Abteilungen (Rente und Versiche­
rung). Diese erfolgte konsequent unter binnenorganisatorischen Ef­
fizienzgesichtspunkten. Eine gleichmäßigere Auslastung der Ar­
beitseinheiten durch bessere Anpassungsmöglichkeiten an saisonal 
schwankende Antragseingänge und durch eine gleichmäßigere Ver­
teilungsmöglichkeit der zeitkritischen Geschäftsvorgänge sowie an­
dererseits flexiblere Personaleinsatzmöglichkeiten (Vertretungen, 
Aufstieg etc.) waren hiermit angestrebt.

Die vertikale Reintegration beschränkt sich aber auf Schreib- und 
Erfassungstätigkeiten, die im Bearbeitungsprozeß selbst anfallen; 
hierdurch sollen Zeit und Arbeitskraft gespart werden. Angestrebt 
sind die Reduzierung der Aktenwanderung, des Schreibens von Be­
gleitbelegen und Doppelarbeit, Charakteristika der auf reibungslo­
sen »Vollzug« vorgegebener Aufgaben orientierten Rationalisie­
rung. In der Sachbearbeitung selbst von der Entscheidungsvorberei­
tung bis zur Freigabe des Rentenbescheides ist zugleich die vertikale 
Arbeitsteilung verstärkt worden, um Qualifikationsdefizite ausglei- 
chen zu können; denn nicht zuletzt durch die horizontale Integration 
in Verbindung mit gesetzlichen Komplexitätssteigerungen hat das 
Spektrum an abgeforderten Fachkenntnissen deutlich zugenommen.

Ein weiteres Kennzeichen dieses Produktionskonzeptes ist die 
konsequente Abschottung der Sachbearbeitung von Klientenkon­
takten. Die der eigentlichen Leistungsproduktion vorgelagerten In- 
teraktions- und Kommunikationsprozesse mit den Klienten sind in 
externen, dezentralen Beratungseinrichtungen konzentriert. Dezen­
tralisiert wurde damit nur der Zugriff auf Informationen, nicht aber
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die Erfassung von im Zusammenhang mit Beratungstätigkeiten an­
fallenden Informationen oder die hierzu erforderlichen Sachbearbei- 
tungsschritte. Durch einen in regionaler und personeller Hinsicht zu­
rückhaltenden Ausbau von Informations- und Beratungskapazitä­
ten sollen hier »Sogeffekte« durch ein größeres Angebot, das sich sei­
ne Nachfrage selbst schaffe, begrenzt werden. Mit der Rationierung 
des Angebotes an kommunikativen Leistungen werden zugleich län­
gerfristige Terminabsprachen für die Klienten erforderlich, wenn sie 
erhebliche Wartezeiten vermeiden wollen. Dies stellt einen Versuch 
dar, die real sehr stark saisonal und in Abhängigkeit von gesetzli­
chen Neuregelungen schwankende Nachfrage nach Beratungs- und 
Informationsleistungen zu steuern und zu verstetigen.

Dieses einzelwirtschaftlich auf Personalkosteneinsparung ausge­
richtete Produktionskonzept wird gegenüber den Beschäftigten 
durch eine für den öffentlichen Dienst unübliche Leistungspolitik 
durchgesetzt, die auf erweiterte Aufstiegschancen, in gewissem Sin­
ne leistungsbezogene Entlohnung, im Zweifel ebenso aber auch Ab­
gruppierung bei Minderleistung setzt. Die starke Hierarchisierung 
innerhalb der Arbeitseinheiten, die entsprechend differenzierte Auf­
stiegschancen eröffnet, ist wesentlicher Anreiz für die Produktivi­
tätssteigerung. Anders als im öffentlichen Dienst wird hier berufli­
ches Fortkommen über sonst unüberschreitbare Schwellen angebo- 
ten. Voraussetzung sind gute Bewertung bei den regelmäßig durch­
geführten Vorgesetztenbeurteilungen, in die auch die Outputquanti­
tät als Kriterium eingeht. Binnenorganisatorisch werden hierfür 
Laufzeitenstatistiken als Mittel zur Leistungsregulierung durch Ver­
gleiche zwischen Abteilungen, Dezernaten und Arbeitseinheiten ge­
nutzt. Auch »gute Vorgesetzte« bzw. Führungsqualitäten zeichnen 
sich dementsprechend u. a. durch »gute Statistiken« aus. Umgekehrt 
führen Schlechtleistungen nach Umsetzung mit Bewährungsfristen, 
die selbst schon als Sanktionierung wirken, im Zweifelsfall sogar zur 
Abgruppierung.

In Verbindung mit einer engen Personaldecke, basierend auf re­
gelmäßig durchgeführten Erhebungen zur Stellenbemessung sowie 
zur Festlegung des jeweiligen Aufgabenvolumens, die Vertretungs­
strukturen kaum vorsieht, ist daher die Arbeitssituation der Beschäf­
tigten in den Leistungsabteilungen durch einen enormen Zeit- und 
Leistungsdruck gekennzeichnet. Es herrscht eine diffuse Kontrollsi- 
tuation, die der Vielfalt der technischen Kontrollpotentiale (Fehlerli­
sten, Erledigungsstatistiken, Rückstandslisten, Datensichtgerätesta­
tistik etc.) und der Undurchschaubarkeit ihrer Nutzungen von seiten 
der Vorgesetzten zur Leistungs- und Verhaltenskontrolle geschul­
det ist.
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Gegenüber den immensen technischen Investitionen verfolgt das 
Management bei solchen in das Humankapital eine rigorose Sparpo­
litik. Technikbezogene Qualifizierungsmaßnahmen sind begrenzt 
auf unverzichtbares Anwenderwissen; grundlegendere System­
kenntnisse konnten diejenigen, die zum Zeitpunkt der Einführung 
der integrierten Datenverarbeitung schon im »Produktionsprozeß« 
standen, nicht und die in den letzten Jahren Ausgebildeten allenfalls 
im Ansatz erwerben. Eine regelmäßige Fortbildung (von der Auf­
stiegsqualifizierung abgesehen) im Zuge z. B. der fortgesetzten recht­
lichen Veränderungen findet nicht statt. Eine adäquat qualifikatori- 
sche Anpassung an entsprechende neue Anforderungen in der tägli­
chen Arbeitsroutine durch sorgfältiges Studieren der anfälligen neu­
en Arbeitsanweisungen, Rundschreiben, Grundsatzentscheidungen 
etc., bezogen auf programmtechnische, rechtliche oder verfahrens­
mäßige Veränderungen muß -  soweit es nicht das eigene Tätigkeits­
segment im arbeitsteiligen Prozeß direkt betrifft -  aufgrund des Lei­
stungsdruckes oft unterbleiben. Offensivere Qualifizierungsüberle­
gungen bestehen allenfalls für die Gruppe der Beschäftigten in den 
dezentralen Auskunfts- und Beratungseinrichtungen.

Auf den ersten Blick führte diese »Entbürokratisierung« nach tay- 
loristischem Muster weg vom Regelaufstieg und hin zu leistungsad­
äquaten Verdienstmöglichkeiten und zu einem durchlässigeren Kar­
rieresystem. Zugleich bedeutet das durch Leistungsvorgaben und 
-kontrollen einzelorganisatorisch durchgesetzte »Ende des Büro­
schlafs« für die Versicherten, daß die Bearbeitung ihrer Anliegen zü­
giger erfolgt. So konnte das Rentenantragsverfahren bis zur Erledi­
gung im Zuge des technisch-organisatorischen Wandels sukzessive 
verkürzt werden -  zumindest vor der Vereinigung der beiden deut­
schen Staaten. Auch stehen vielen Versicherten heutzutage qualifi­
zierte Kräfte für die Auskunft und Beratung in Versicherungs- und 
Rentenangelegenheiten zur Verfügung, zumindest in »Normalzei­
ten«, auf die hin die Kapazitäten dieser Einrichtungen ausgelegt 
sind.

Einem höheren qualitativen Standard der Aufgabenerfüllung, 
den man sich als Nebeneffekt der höheren Transparenz des Arbeits­
ablaufs, der Reduktion von Aktenumlauf und Wiedervorlagen ver­
sprochen hat, stehen allerdings alte und neue Probleme im Wege. 
Ebensowenig erschließen sich die von Managementseite herausge­
stellten Vorteile der »Rundumbetreuung« der Versicherten -  vom 
Eintritt in die Versicherung bis zur Bewilligung der Rente -  durch 
die horizontale Aufgabenintegration; denn gerade durch die vorgela­
gerten und dezentralisierten Auskunfts- und Beratungsstellen soll ja 
zugleich die Sachbearbeitung vom Klientenkontakt »imgestört«
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möglich sein. Die »Ganzheitlichkeitsphilosophie« scheint viel eher 
auf Legitimierung arbeitsorganisatorischer Umstrukturierungsmaß­
nahmen und damit auf Akzeptanzgewinnung bei den Beschäftigten 
unter Bezugnahme auf Klientenbelange zu setzen. Ein weiterer Hin­
weis für die konzeptionelle Nachrangigkeit der Qualitäts- oder 
Klientenorientierung gegenüber dem Ziel einer auf quantitativen 
Output gerichteten Effizienzsteigerung ist auch der Konkurrenzme­
chanismus zwischen den Versicherungsträgern, der wesentlich auf 
der Geschwindigkeit der Fallentscheidung bzw. auf dem Arbeits­
volumen im Verhältnis zum eingesetzten Personal basiert und 
nicht zugleich auf der Hochwertigkeit der Produkte, auf der Sorg­
falt und Einhaltung bzw. Ausschöpfung aller rechtlichen Bestim­
mungen.

Die Qualität des Arbeitsoutputs läßt sich aber -  selbst bei hochfor­
malisierter und rechtlich weitgehend fixierter Leistungserstellung -  
weder personell noch technisch steuern und kontrollieren. Selbst in 
hocharbeitsteiligen und technisch weitgehend gesteuerten Arbeits­
prozessen verbleibt ein Rest an Handlungsspielraum für die Beschäf­
tigten, für dessen Ausfüllung Motivation und Qualifikation Voraus­
setzung sind. Bei dem vorgestellten Produktionsmodell erscheinen 
aber eher qualifikatorische (gepaart mit quantitativer Überforde­
rung bei gleichzeitiger Sinnentleerung der Arbeit durch eine syste­
matische Abschottung von den Klienten und ihren sozialen Problem- 
und Bedarfslagen und dementsprechend formalistische Handlungs­
orientierungen) als die prägenden Merkmale einer Arbeitskultur, 
die auf die Herstellung sozialpolitisch gerechter und einzelfallbezo­
gener Problemlösungen ausgerichtet sein sollte. Daß unter diesen 
Bedingungen arbeitsinhaltlicher Unsicherheit und Zeitdrucks mit 
strikter Regelorientierung -  soweit diese beherrscht werden -  oder 
mit Systemkonformität nach der Maßgabe »Hauptsache, die Maschi­
ne nimmt den Vorgang an« verfahren wird, liegt nahe. Der Technik­
einsatz selbst verschärft diesen Entfremdungsprozeß in mehrfacher 
Hinsicht. Die ehemals im Original zur Verfügung stehenden Infor­
mationen werden auf ein abstraktes Zahlengerippe schier endloser 
Informationsparameter und Schlüsselzahlen reduziert. Der Über­
blick und die Anschaulichkeit der »Fallbiographie« werden sukzessi­
ve zerstört. Zugleich gehen aber auch Teile des Fachwissens, bezo­
gen auf komplexe Kalkulations- und Entscheidungsregeln und de­
ren Prozessierung als Erfahrungswerte, tendenziell verloren. Vor­
aussetzungsloses Vertrauen in computerproduzierte Resultate be­
schränkt nicht nur das Interpretations- und Kontrollvermögen der 
Beschäftigten, sondern auch die motivationsstiftende Identifikation 
mit den und das Verantwortungsgefühl für das Ergebnis gegenüber
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den Versicherten. Es wird nach »technischen« und weniger nach so­
zialen Lösungen eines Problems gesucht.

Soweit am Ende derart strukturierter Arbeitsprozesse tatsächlich 
bedeutende Anteile falscher Bescheide stehen, wie dies Stichproben­
ergebnisse spezieller Prüfgruppen nahelegen, und die Fehlerursa­
chen häufig in der nicht ausreichenden Ermittlung rentenrelevanter 
Tatbestände liegen, dann dürften die finanziellen Hauptlasten hier­
von die Versicherten tragen müssen; es sei denn, sie selbst überneh­
men Prüf- und Kontrollfunktionen. Die Qualitätssicherung wird da­
mit in einem kaum legitimierbaren Maß auf die Versicherten über­
wälzt, die die Kosten (Experten, Qualifikation, Zeit) hierfür tragen 
müssen. Da die sozialen Grundschichten hierfür in der Regel res­
sourcenmäßig am schlechtesten ausgestattet sind, wirkt sich die 
strukturell angelegte Nachrangigkeit der Qualitätssicherung gegen­
über Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten selektiv zu ihren Ungun­
sten aus. Angesichts solcher arbeitspolitisch bedingter Verteilungs­
probleme sozialer Dienstleistungen sollte ein Produktionskonzept, 
welches letztendlich die Vorenthaltung erworbener Ansprüche ge­
genüber den Versicherten aus Wirtschaftlichkeitsüberlegungen in 
Kauf nimmt, unter Legitimationsdruck geraten.

Aus diesem Blickwinkel scheint die These des »Rationalisierungs­
dilemmas« (Berger/Offe, 1984) Bestätigung zu finden: hiernach füh­
ren eng an Personalkostenersparnis orientierte Rationalisierungs­
strategien notwendig zur Reduzierung der Dienstleistungsqualität, 
da Elemente wie Reglementierung der Dienstleistungsbeschäftigten 
oder Standardisierung und Steuerung der Arbeitsabläufe dem 
Dienstleistungscharakter widersprechen. Bezweifelt wird aber inzwi­
schen zu Recht, daß ein solches tayloristisch geprägtes Modell der 
Dienstleistungsproduktion selbst unter Inkaufnahme von Schlecht­
leistung kostensparend funktioniert. Zumindest gibt es eine Reihe 
von Hinweisen dafür, daß die humanen Potentiale nicht systema­
tisch genutzt werden:
-  Die hohe vertikale Arbeitsteiligkeit führt nach wie vor -  trotz des 

zunehmenden Integrationsgrades der Technik -  zu einem erhebli­
chen Maß von Mehrfachbearbeitung einzelner Geschäftsvorgän­
ge; ähnliches gilt für die strikte Trennung von Sachbearbeitung 
und Beratungstätigkeit (allerdings deutet sich im Zuge der Verei­
nigung eine Flexibilisierung dieser rigiden Trennung aus Effizienz­
gründen an).

-  Die Vernachlässigung qualifikatorischer Personalentwicklung 
und qualitätsorientierter Arbeitsorganisationsoptionen impli­
ziert, daß immense personelle Ressourcen in die nachträgliche 
Qualitätssicherung, in das Prüfgeschäft sowie in die Nacharbeit
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fließen müssen. Zugleich bedeutet das, daß in Vorgesetzten Posi­
tionen eine erhebliche Asymmetrie zwischen Prüftätigkeiten zu­
ungunsten von Führungsfunktionen festzustellen ist.

-  Arbeitsdruck in Verbindung mit z. T. zumindest fachinhaltlicher 
Überforderung bei zugleich zunehmender Sinnentleerung der Ar­
beit führt zu Motivationsverlust mit der Folge nicht unerheblicher 
Fluktuationsraten im Bereich des qualifizierten Personals, wel­
ches nicht einfach ersetzbar ist.

4.2 Ein strukturkonservatives Produktionsmodell mit »Marktorien­
tierung«

Ein nicht nur ganz oberflächlicher Blick auf die Entwicklungen bei 
den Ortskrankenkassen ist insofern interessant, als diese von ihrer 
organisatorischen, rechtlichen und finanziellen Struktur her Elemen­
te aufweisen, die sich mit dem sogenannten »profit-center«-Modell 
in Verbindung bringen lassen. Die einzelne Kasse vor Ort ist relativ 
autonom hinsichtlich einer Reihe von Entscheidungen wie z. B. Per­
sonalansatz und -einsatz, Festlegung des Beitragssatzes, satzungsmä­
ßige Vereinbarungen hinsichtlich bestimmter Kann-Leistungen so­
wie hinsichtlich der Beteiligung an Planungs-, Steuerungs- und Kon- 
trollprozessen, bezogen auf die Leistungsanbieter. Zugleich stehen 
die Ortskrankenkassen mit anderen Kassenarten in einem gewissen 
Wettbewerb um die Gewinnung der sogenannten günstigen Risiken. 
Von der Mitgliederstruktur sind die Beitragseinnahmen einerseits 
sowie, vermittelt über die Inanspruchnahme von Leistungen, die 
Ausgaben andererseits abhängig. Seit langem ist aber der Mitglieder­
bestand der Ortskrankenkassen rückläufig, denn mit der Tertiärisie- 
rung der Wirtschaftsstruktur hat der Anteil wahlberechtigter Versi­
cherungsnehmer zugenommen, die sich für eine Kasse mit niedrige­
ren Beitragssätzen entscheiden können.

Ansatzpunkte zur Stabilisierung eines ausgewogenen Verhältnis­
ses von Ausgaben und Einnahmen werden unter der Maßgabe, daß 
die Kostenentwicklung ganz wesentlich von den Anbietern medizini­
scher Dienstleistungen und Güter gesteuert wird, vor allem in Maß­
nahmen zur Erreichung einer ausgewogeneren Risikostruktur ihres 
Mitgliederbestandes gesehen. Dementsprechend ist zur Mitglieder­
bestandspflege und -gewinnung auf Verbandsebene in der ersten 
Hälfte der 80er Jahre ein Strategiekonzept entwickelt worden, das 
auf einen Wandel des Selbstverständnisses der Gemeinschaft der 
Ortskrankenkassen als Unternehmensgruppe mit einem untereinan­
der »abgestimmten und marktorientierten Handeln« (Balzer, 1984:
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94) ausgerichtet ist. Übergreifendes Ziel ist der Abschied vom »Be­
hördencharakter« und die Umgestaltung in ein modernes Dienstlei­
stungsunternehmen, um so besser auf die Herausforderungen des 
»hart umkämpften Marktes«, auf die Erwartungen und Anforderun­
gen von Versicherten, Arbeitgebern, Vertragspartnern und Gesell­
schaft eingehen zu können.

Aus der Perspektive dieser verbandlich entwickelten Philosophie 
zielte auch der technisch-organisatorische Umbau weniger als in an­
deren öffentlichen Verwaltungen auf einzelbetriebliche bzw. »unter­
nehmensweite« Sparrationalisierung. Die Automatisierung sollte 
vielmehr Freiräume für die Betriebsorganisation schaffen, um »bis­
her vernachlässigte Aufgaben in Angriff nehmen zu können« (Wur­
ster, 1983:972). Denn mittelfristig günstigere Effekte für die Kosten­
dämpfung in der Gesundheitspolitik einerseits und die Begrenzung 
der Ausgaben auf einzelbetrieblicher Ebene andererseits versprach 
man sich eher durch den Ausbau von Beratungsleistungen und Prä­
ventionsstrategien einerseits sowie durch die Ausschöpfung der be­
grenzten Planungs- und Steuerungsfunktionen in der aufgabenrele­
vanten Umwelt andererseits.

In der einzelbetrieblichen Umsetzungspraxis herrscht nach Exper­
tenaussagen (Unternehmensberatungen) ein Produktionsmodell 
vor, das ich als strukturkonservativen, aber marktorientierten Typus 
bezeichne. Charakteristikum ist die asymmetrische Entwicklung 
von Produktinnovationen unter weitgehender Vernachlässigung 
von »Prozeß- und Sozialinnovationen«, die nach verbandlichen Vor­
stellungen aber integraler Bestandteil des neuen Unternehmenskon­
zeptes sind (vgl. dazu Abschnitt 3.3). Der Kern der Dienstleistungs­
erstellung, die Wahrnehmung der gesetzlich verankerten Aufgaben, 
bleibt traditionell bürokratischen Leitbildern verhaftet: der kunden­
orientierte Modernisierungsprozeß ist wesentlich auf die »Ränder«, 
auf die werbewirksamen, neu aufgesattelten oder ausgebauten Auf­
gabenfelder bzw. Abteilungen beschränkt.

Der strukturkonservative Kern läßt sich wie folgt umreißen:
-  Es wird überwiegend an hergebrachten Aufbau- und Ablaufstruk­

turen festgehalten; Anpassungserfordernisse ergeben sich allen­
falls als Konsequenz des Einsatzes zentral entwickelter techni­
scher Lösungen, indem einzelne Arbeitsgebiete und Arbeitsplät­
ze, nachdem die technisierten Arbeitsroutinen stabilisiert sind, 
auf ihre »Notwendigkeit hin abgeklopft« werden. Eine Einspa­
rung von Personal erfolgt im Bereich der Hilfs- und Assistenzfunk­
tionen.

-  Ähnliches gilt für tradierte Formen hierarchischer Kontrolle und 
die Organisation des Prüfgeschäftes, die weniger der Qualitätssi­
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cherung als der Kassensicherheit verpflichtet sind. Aus Wirtschaft­
lichkeitsgründen wird allenfalls auf einzelne Prüfungen verzich­
tet, statt das gesamte System personaler Kontrolle vor dem Hinter­
grund der erweiterten technischen Potentiale zur Disposition zu 
stellen.

-  Investitionen in das Humankapital beschränken sich auf Trai­
ningsprogramme zum kundenfreundlichen Auftreten. Diese Ma­
nagementhaltung, beschreibbar als »Qualifizierungsdefensive« 
(nicht zuletzt aus Kostengründen), in Verbindung mit der Veren­
gung der Qualifikation von Mitarbeitern auf der Basis langjähri­
ger Spezialisierung stellt zugleich ein relevantes Hindernis für ei­
nen Neuzuschnitt von Tätigkeiten und Aufgabenfeldern dar.

-  Die binnenorganisatorischen Interaktions- und Kommunikations­
strukturen haben sich nicht grundlegend verändert. Die mehr 
oder weniger unangefochten starke Verwaltungsspitze, die nach 
wie vor überwiegend aus Sozialversicherungs-Fachangestellten re­
krutiert wird, hat keinen grundlegend neuen Führungsstil entwik- 
kelt, abgesehen von der geänderten Sichtweise der Kasse als »Un­
ternehmen im Wettbewerb«. Aus dieser Perspektive werden allen­
falls Führungskräfte in Planungs- und Steuerungsprozesse, zumin­
dest aber in die Entscheidungsvorbereitung einbezogen.

Dieses klassische Bürokratiemodell ist angereichert um »ein paar 
exotische Elemente« (Experteninterview). Hierzu zählt zunächst 
der Marketingbezug durch verstärkte Öffentlichkeitsarbeit und 
Maßnahmen zur positiven Außendarstellung des Unternehmens 
(Verbundes) sowie durch Kundenfreundlichkeit bei der baulichen, 
räumlichen und dezentralen (Ausbau der Geschäftsstellen) Gestal­
tung des Unternehmens, durch umfassende Öffnungszeitenregelun­
gen, die Einrichtung von sogenannten Schnellschaltern etc. Weiter­
hin gehört hierzu die Mitgliederwerbung im engeren Sinne durch 
Ausbau des Außendienstes und/oder Betriebsdienstes; durch die 
Pflege der Betriebskontakte (insbesondere durch Unterstützung in 
sozialversicherungsrechtlichen Angelegenheiten) verspricht man 
sich zugleich einen Zugang zu potentiellen Mitgliedern wie auch die 
frühzeitige Abwehr von Überlegungen zur Errichtung einer konkur­
rierenden Betriebskrankenkasse. Als drittes und wichtigstes Ele­
ment ist der Ausbau von verhaltensorientierten Präventionsmaßnah­
men zu nennen. Wettbewerbsförderliche Kursangebote in den Berei­
chen Ernährung/Gewichtsreduktion, Bewegung, Streßvermeidung 
und Entspannung bis zu Verkehrs- und Umwelterziehung stehen in 
diesem Modell im Zentrum, unter Vernachlässigung von konzeptio­
nell anspruchsvolleren und eher mittelfristig wirksamen Strategien 
betrieblicher oder kommunaler Gesundheitsberichterstattung und
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Präventionspolitik. Mit imageorientierten Gesundheitsaktivitäten 
kann man sich einzelbetrieblich »profilieren ohne generelle Weiter­
entwicklung« (Experteninterview).

Diese neuen oder ausgebauten Geschäftsbereiche behalten inso­
fern ihre periphere Stellung in dem gesamten Produktionsmodell, 
als sie in dem zentralen Bereich der Leistungserstellung nicht veran­
kert sind oder nicht einmal auf ihn ausstrahlen; d. h., weder die 
Markt- noch die Gesundheitsorientierung sind integraler Bestand­
teil in der Aus- und Fortbildung, der Organisations- und Führungs­
struktur, noch in der informellen Erfassung und Verarbeitung der 
Geschäftsabläufe und der aufgabenrelevanten Umwelt; die gesamte 
Unternehmenskultur bleibt dem bürokratischen Ansatz verhaftet. 
In der Konsequenz gerät eine so verstandene Markt- und Kunden­
orientierung vor dem Hintergrund des strukturell angelegten Wett­
bewerbsnachteils der Ortskrankenkassen leicht in das Dilemma, ko­
stentreibend und zugleich wenig effizient zu sein. Es müssen erhebli­
che Mittel aufgewendet werden, um entsprechende Maßnahmen auf­
bauen und kontinuierlich durchführen zu können. Besonders durch 
kasseneigenes Personal erbrachte Präventionsleistungen bedeuten 
eine Leistungserweiterung (»Produktionsinnovationen«), die eine 
Prioritätenverschiebung notwendig machen würde. Solange aber 
keine grundlegende Umstrukturierung der gesamten Leistungser­
stellungsprozesse erfolgt, können Mittel hierfür nicht ausreichend 
durch innerorganisatorische Umschichtung mobilisiert werden mit 
entsprechenden Folgen für den Beitragssatz. Daß aber mit Hilfe der 
Werbewirksamkeit solcher Maßnahmen in relevantem Maße Mit­
glieder gewonnen werden könnten, so daß sich die Risikostruktur 
der Kassen merklich verbessern ließe, ist nach Expertenaussagen 
eher unwahrscheinlich.

Nicht zuletzt stellt sich die Frage, welchen Nutzen Präventionsan­
gebote der oben genannten Art für die Versichertengemeinschaft ha­
ben. Als eher gering wird zunächst der gesellschaftspolitische Nut­
zen von Konzepten zur Verhaltensprävention, verstanden als Sen­
kung der Morbiditätsrate, durchschnittliche Lebensverlängerung 
oder makroökonomische Effekte wie Verringerung krankheitsbe­
dingter Produktionsausfälle wie auch eine spürbare Ausgabensen­
kung in der Krankenversicherung veranschlagt (vgl. Eberle, 1985: 
294ff.). Für die Betroffenen wird die Sinnhaftigkeit von Angeboten 
zur Verbesserung der individuellen Lebensqualität, die auf die Her­
stellung gesundheitsgerechter Verhaltensformen setzen, dagegen 
nicht grundsätzlich in Frage gestellt. Erforderlich hierfür wäre aber 
ein systematischer Analyse-, Planungs- und Steuerungsprozeß des 
Angebotes vor Ort. Dies aber setzt eben gerade jene stabile Veran­

-  146 -



kerung des Präventionsgedankens in der gesamten Geschäftspolitik, 
in der Organisationsgestaltung und der Kompetenzentwicklung vor­
aus, die bei dem strukturkonservativen Produktionsmodell gerade 
nicht der Fall ist.

Nicht zu bestreiten sind einige positive Effekte der Marktorientie­
rung für die Versicherten. Eine bessere räumliche und zeitliche Zu­
gänglichkeit der Einrichtung, schnellere Leistungsgewährung und 
allzeitige Auskunftsfähigkeit, unterstützt durch den Einsatz inte­
grierter Datenverarbeitungssysteme sowie eine dezidiert freundli­
che Behandlung durch entsprechend geschultes Personal sind Bei­
spiele hierfür. Der wettbewerbszentrierte Wandel hin zu einem mo­
dernen Dienstleistungsunternehmen, fokussiert auf Imagepflege 
und attraktive Dienstleistungsangebote, impliziert aber zugleich die 
Gefahr, daß über der Orientierung an vergleichbaren privatwirt­
schaftlichen Organisationen der Blick für die eigentlichen, sozialpoli­
tischen Aufgaben und Anforderungen sowie für die Besonderheiten 
einer Klientel der gesetzlichen Krankenversicherung verlorengeht. 
Gesundheitsförderung, als Wettbewerbsinstrument zur Gewinnung 
und Pflege des lukrativen Mitgliederpotentials eingesetzt, dient eher 
dem »Selbsterhaltungs- und Expansionsinteresse der Sozialbürokra­
tien« (Paquet, 1987: 262), als etwa kompensatorisch auf diejenigen 
Zielgruppen ausgerichtet zu sein, deren anderweitige institutionelle 
Einbindung und Absicherung als eher prekär zu bezeichnen ist, wie 
z. B. Arbeitslose, Alleinerziehende oder Rentner.

Verschärft wird diese Tendenz durch die vorherrschende Ausge­
staltung der Kontaktbeziehung zu den Versicherten. Auch vor dem 
Hintergrund einer neuen Kundenorientierung herrscht letztendlich 
in der Informations- und Beratungstätigkeit die Philosophie des An­
tragsprinzips im kleinen vor. Das Personal an der Schnittstelle zu 
den Kunden ist gehalten, artikulierten Anforderungen soweit mög­
lich nachzukommen, aber nicht, Mangelsituationen aufdecken zu 
helfen oder auf Leistungsberechtigungen selbsttätig hinzuweisen. 
Die besser informierten, verwaltungserfahreneren und durchset­
zungsfähigeren Segmente der Versicherten erhalten so, was ihnen 
zusteht; den benachteiligten Klientengruppen werden nach wie vor 
Leistungsansprüche und Unterstützungsangebote potentiell vorent­
halten. Die Professionalisierungstendenzen in den klientennahen 
Arbeitsbereichen verschärfen die bestehende Machtasymmetrie zwi­
schen dem bürokratischen Apparat und den Klienten weiter zuun­
gunsten der letzteren. Durch Fortbildungsmaßnahmen, oft nach 
dem Muster der »Privaten«, werden soziale Kompetenzen und ein 
»Gefühlarbeitsvermögen« (Dunkel, 1988: 73) geprägt, die eher auf 
Stärkung von Durchsetzungsvermögen und Überzeugungskraft,
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Selbstbewußtsein und einschüchternde Autorität der Experten ab­
stellen, als daß sie sozialpolitisch intendierten Erfordernissen von 
seiten der Klienten nach zurückhaltender Hilfestellung und Unter­
stützung sowie Feinfühligkeit im Umgang mit z. T. brisanten sozia­
len Problemlagen entsprächen. Seinen organisationskulturellen Nie­
derschlag findet die aggressive Wettbewerbsstrategie in der Rede 
von der »schlagkräftigen Truppe an der Front« oder von der »Kopf­
geldprämie« für erfolgreiche Mitgliederwerbung.

Dort, wo leistungsbezogene Entgeltsysteme im Rahmen des pro- 
fit-center-Modells erprobt werden, haben sich entsprechende Ver- 

'haltensstile, Deutungsmuster und Werthaltungen auch über die zu­
grunde liegenden Leistungskriterien stabilisiert. Zentrale Merkma­
le erfolgreicher betrieblicher Einheiten sind die Mitgliederentwick­
lung und das Verhältnis von Einnahmen zu Ausgaben, quasi die Ent­
wicklung der Schadensquote. Damit geraten die Beschäftigten im 
Kundenkontakt -  und ebenso die gesamte Geschäftspolitik und Füh­
rungsstrategie -  in das Dilemma, entweder die Ausgaben durch 
großzügige Leistungsgewährung auf der einen Seite hochzutreiben 
oder die Kunden durch eine rigide Genehmigungspraxis auf der an­
deren Seite zu »vergrätzen«. Daß dieser Konflikt tendenziell zu La­
sten der weniger privilegierten und bisher nicht wahlberechtigten 
Mitglieder aufgelöst wird, liegt auf der Hand. Damit, so läßt sich 
schlußfolgern, drängt die betriebswirtschaftliche »Nutzenmaximie­
rungsstrategie« Ziele der sozialstaatlich intendierten Verteilungsge­
rechtigkeit und der Herstellung vergleichbarer Lebensbedingungen 
in den Hintergrund.

4.3 Ein klientenzentriertes Produktionskonzept

Das verbandlich entwickelte Unternehmenskonzept einer kunden- 
und marktorientierten Restrukturierung der Ortskrankenkassen 
zielte von vornherein nicht allein auf wettbewerbszentrierte Pro­
duktinnovationen, sondern zugleich auf Prozeß- und Sozialinnova­
tionen. Zugrunde lag ein qualitätsorientiertes, »systemisches Ratio­
nalisierungskonzept« (Baethge/Oberbeck, 1985), im Rahmen des­
sen Arbeitsprozesse, Aufgabenzuschnitte, Steuerungsprozesse von 
Arbeitsabläufen, Personaleinsatzstrategien und Geschäftspolitik 
quasi in einem Zuge verändert werden sollten. Dieses Konzept ver­
langte von der Selbstverwaltung wie von den Beschäftigten »Identifi­
kation mit den gesetzten Zielen, Leistungsbereitschaft und engagier­
te Orientierung auf Versicherte und Arbeitgeber« (Balzer, 1984: 
94). Die Entwicklung und Nutzung der personellen Ressourcen für
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die Umgestaltung der Behörde in ein »Dienstleistungsunterneh­
men« war neben der Ausschöpfung technischer Potentiale von Be­
ginn an eine zentrale Vorgabe. Die Bereitschaft des/der Einzelnen 
zum Mitdenken, zur Flexibilität und zur verstärkten Eigenverant­
wortung sowie neue Kooperations- und Kommunikationsformen 
sollten entwickelt und gefördert werden. Ein neuer Aufgabenzu­
schnitt für die Betreuung der Kunden und eine entsprechende Fort­
bildung sowie eine Leistungsbewertung, für die nicht nur Fachwis­
sen, sondern auch die »am Dienstleistungsgedanken ... orientierte 
Anwendung dieses Wissens ausschlaggebend sind« (ebenda), waren 
wichtige Programmpunkte einer grundlegenden Umgestaltung.

Praktische Bedeutung erhielt diese Unternehmensphilosophie bis­
her bei »nicht viel mehr als einer Handvoll« Kassen. Unter Experten 
wird -  gegenüber dem oben dargestellten Produktionsmodell -  von 
»einigen Stars, die eine ganze Ecke weiter sind«, gesprochen. Im Un­
terschied zu vordergründiger Kundenorientierung und wettbewerb­
licher Servicequalität hat man hier begonnen, die Arbeitsstrukturen 
konsequent »von den Rändern her«, aus der Perspektive der Versi­
cherten, umzustellen. Neue Führungsstile, Organisations- und Perso­
nalentwicklung, orientiert am sozialpolitischen Grundverständnis 
der Aufgaben einer Krankenkasse, sind die Kennzeichen dieses als 
klientenzentriertes Produktionskonzept bezeichneten Typus.

Herzstück der klientenzentrierten Reorganisation der Arbeits­
und Interaktionsstrukturen ist die weitreichende horizontale und 
vertikale Aufgabenintegration. Die Mehrzahl der zuvor gesondert 
bearbeiteten Sachgebiete des Leistungsbereiches sind zusammenge­
faßt worden und liegen »in einer Hand«. Die sogenannte allround- 
Sachbearbeitung, zuständig für fast alle Anliegen einer alphabetisch 
abgegrenzten Kundengruppe, ist weitgehend umgesetzt. Ausnah­
men sind einige rechtlich hochkomplexe Fachgebiete (z. B. Rehabili­
tation), indem gewissermaßen auf eine anliegen- oder zielgruppen­
spezifische Segmentierung gesetzt wird. Hochqualifizierte Fachange­
stellte mit vergleichsweise attraktiver Eingruppierung sind die zen­
tralen Ansprechpartnerinnen für die Versicherten; neben Auskunft 
und Beratung sind sie für die Informationsaufnahme, Fallbearbei­
tung bis hin zur inhaltlichen Fallentscheidung zuständig. Zudem ver­
sucht man in diesem Modell die Trennung von Innen- und Außen­
dienst, bezogen auf die Mitgliederbetreuung und -gewinnung -  so­
weit dies mit den Interessen und Kompetenzen der Beschäftigten 
vereinbar ist -  rückgängig zu machen, um die persönliche Rundum­
zuständigkeit für einen festen Personenkreis zu gewährleisten.

Damit verbunden ist dementsprechend die weitgehende Dezentra­
lisierung von Entscheidungskompetenz. Die Handlungsspielräume,

149 -



was die Ausfüllung von Ermessensregelungen, die flexible und unbü­
rokratische Handhabung von Ausführungsvorschriften (»situative 
Verwaltung«) oder die Präsentation und Genehmigung von Kann- 
Leistungen anbelangt, sind zwar durch globale, kundenorientierte 
Handlungsrichtwerte und Zielvorgaben durch das Management vor­
strukturiert. Im Einzelfall liegt die Entscheidungsverantwortung in­
des auf der Ebene der Beraterinnen.

Der Enthierarchisierung des Organisationsaufbaus und Arbeits­
ablaufs entsprechen neue teamförmige Arbeits- und Kontrollstruk­
turen. Teilautonome Arbeitsgruppen, bestehend aus zwei gleich qua­
lifizierten und gleichrangigen Fachangestellten (unterstützt durch 
eine Assistenz- und Vertretungskraft), sind gemeinsam für die Anlie­
gen eines festgelegten Kundenstammes zuständig. Innerhalb des 
Teams besteht eine weitreichende Eigenständigkeit hinsichtlich der 
konkreten alltäglichen Arbeitsteilung und Aufgaben- und Koopera­
tionsabstimmung. Nicht zuletzt aus Effizienzgründen hat man auf 
hierarchische Kontrolle und auf die in traditionellen Bürokratien 
bei finanziellen Transaktionen übliche mehrfache Einschaltung von 
Prüfeinheiten verzichtet. Die Qualitätsverantwortung und -kontrol- 
le sind statt dessen in die »Leistungsproduktion« reintegriert wor­
den. Um die fachinhaltliche Korrektheit, richtige Verschlüsselung 
und Verfahrenssicherheit gewährleisten zu können, findet neben 
der Nutzung technischer Potentiale innerhalb der Arbeitsgruppen 
zur Eigenkontrolle eine sogenannte Kreuzprüfung zwischen zwei Be­
schäftigten statt nach dem Vorbild des Vier-Augen-Prinzips in Ban­
ken und Versicherungen.

Ganzheitlicher Aufgabenzuschnitt und die Neubewertung kom­
munikativer Kompetenz für den Publikumskontakt erfordern bei 
dem Typus klientenzentrierter Dienstleistungsproduktion nicht un­
erhebliche Qualifizierungsanstrengungen. In der Folge der Integra­
tion von Sachgebieten werden zunächst Investitionen in Requalifi- 
zierung notwendig, um die durch vorherige Spezialisierung und Ar- 
beitsteiligkeit erodierten Wissensbestandteile fachinhaltlicher und 
verfahrensmäßiger Art wieder zu aktualisieren und Unsicherheit zu 
reduzieren. Entsprechende Einarbeitungsregelungen und kollegiale 
Unterstützungsstrukturen sind hierzu erforderlich. Die gezielte Wei­
terqualifizierung, um die hochdotierten Positionen adäquat beset­
zen zu können, sowie die Beteiligung an Fortbildungsmaßnahmen 
insbesondere zur Befähigung zur Gesprächsführung, zur Ermitt- 
lungs- und Beratungsarbeit in der Auseinandersetzung mit den 
Klienten werden nicht nur motiviert und durch Freistellungsangebo­
te gefördert, sondern durch entsprechende Vertretungsstrukturen 
stabil abgesichert. Bezogen auf die technischen Qualifikationen ist
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man hier bemüht, gerade den Beschäftigten im Servicebereich mehr 
als nur oberflächliches Anwenderwissen zu vermitteln, nicht zuletzt, 
weil die Weiterentwicklung des Sachbearbeiterdialoges zum Nutzen 
einer effektiven Kundenbetreuung auf die Kompetenz und Erfah­
rung der Beschäftigten an der Schnittstelle zur Umwelt angewiesen 
ist.

Die im Zuge des technisch-organisatorischen Umbaus -  vor allem 
durch die Abflachung der Hierarchien -  frei gewordenen personel­
len Ressourcen werden in diesem Modell gezielt in »Produktinnova­
tionen« und Leistungsverbesserungen reinvestiert, von denen sich 
das Kassenmanagement, über eng begrenzte wettbewerbliche Vor­
teile hinaus, mittelfristig gesundheitspolitische und ökonomische 
Strukturverbesserungen im Interesse der Versicherten oder zumin­
dest die Verhinderung von Verschlechterungen verspricht. Nicht 
nur Geschäftsstellenpolitik (»lokale Dekonzentration«) und Ge­
sundheitsförderungsangebote werden auf den zu erwartenden Bei­
trag hierzu genau überprüft. Auch Steuerungs- und Qualitätssiche­
rungsfunktionen gegenüber den Vertragspartnern (die Leistungsan­
bieter wie Krankenhäuser oder Heil- und Hilfsmittellieferanten) 
werden sowohl unter betriebswirtschaftlichen Aspekten als auch 
mit der Perspektive auf die Auswirkungen für die Leistungsinan­
spruchnehmer -  nämlich ihrer Versicherten -  wahrgenommen.

Die Klientenzentriertheit nicht nur einzelner Ziele, sondern der 
Gesamtheit des Modernisierungsprozesses erfordert neue Koopera- 
tions- und Partizipationsformen und -stile. Die Orientierung nicht 
mehr auf die Funktionsfähigkeit des Apparates, sondern auf die so­
zialpolitisch intendierten Wirkungen und die Bedarfe der Klienten 
ist geradezu angewiesen auf die kontinuierliche Einbeziehung der 
Beschäftigten im unmittelbaren Publikumskontakt. Denn sie sind 
im Besitz der genauesten Kenntnisse und der besten Informations­
chancen hinsichtlich lösungsbedürftiger Fragen, neuer Anforderun­
gen oder auch nicht intendierter negativer Nebeneffekte organisato­
rischer Gestaltungsvarianten für die Klienten. Nichtsdestoweniger 
sind die Bildung von Arbeitsgruppen unter Einbeziehung der Sach- 
bearbeitung, Projektmanagement oder die Einrichtung von Quali­
tätszirkeln nach wie vor beschränkt auf eine kleine Minderheit von 
Kassen, die eine Entwicklung anstreben, die hier als klientenzentrier­
tes Produktionsmodell bezeichnet wird.

Wenn auch eine Zunahme der Leistungsanforderungen fachin­
haltlicher Art durch Integration von Sachgebieten wie auch durch 
den rechtlich bedingten Anstieg des Komplexitätsgrades konstatiert 
wird, so scheint in diesem Modell der zwar wahrgenommene Zeit- 
und Leistungsdruck solange nicht mit einer sachgerechten Aufga­
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benerfüllung zu kollidieren, wie sich das Aufgabenquantum bewälti­
gen läßt. Quantitative Überforderung war in einem konkreten Fall­
beispiel der zentrale Grund, weswegen das Ansinnen des Manage­
ments (nach einem personellen Austausch), die integrierte Sachbear- 
beitung zurückzuschneiden, auf nur geringen Widerstand der Be­
schäftigten stieß. Gerade die vorrangige Orientierung des Personal­
einsatzes an Belangen und Interessen der Versicherten an zeitnaher, 
flexibler Gestaltung der Kommunikations- und Leistungserstellungs­
prozesse stellt hier eine Barriere für rigoros auf Personalreduzie­
rung gerichtete Rationalisierung dar. Um auch in Zeiten von Spitzen­
belastungen Auskunft und Beratung sowie gleichzeitig eine zügige 
Bearbeitung von akuten Anliegen gewährleisten zu können, wäre 
eine an der Untergrenze operierende Personaldecke kontraproduk­
tiv; vielmehr müssen in gewissem Maße Reservekapazitäten vorge­
halten werden. So überwiegen die positiven Auswirkungen dieses 
Restrukturierungsmodells; insbesondere der sich entwickelnde ko­
operative Arbeitsstil sowie die erheblich erweiterten Handlungs­
spielräume und Entscheidungsbefugnisse werden positiv von den Be­
schäftigten hervorgehoben. Mit den verbreiterten arbeitsinhaltli­
chen Anforderungen und dem direkten Bezug zu den Versicherten 
und ihren Anliegen erschließt sich dem einzelnen die Sinnhaftigkeit 
seiner Tätigkeit durch Rückkopplung von seiten der Klienten viel 
eher, als dies früher im Rahmen zerteilter Arbeitsprozesse der Fall 
war. Die Integration von Sachbearbeitung und Klientenkontakt -  
selbst wenn letzterer häufig nur auf Informationsgespräche be­
schränkt bleibt -  bildet einen zentralen Pfeiler von Arbeitsmotiva­
tion und -Zufriedenheit. Berufliche Entfaltungsmöglichkeiten basie­
ren auf der Nähe und Anschaulichkeit im unmittelbaren Kontakt zu 
der komplexen Realität eines Falles. Der praktische Bezug und das 
feed-back über Bedeutung und Qualität der geleisteten Arbeit sind 
direkt erfahrbar. Die Integration von Interaktion und Fallabwick­
lung führt dazu, daß die verarbeiteten Informationen in ihrem sozia­
len Kontext bewertbar werden und die Fähigkeit zur situationsbezo­
genen Transformation von fachlicher Expertise in personenbezoge­
nes Arbeitshandeln, ein Problemlösungspotential durch kollegialen 
Informationsaustausch und die Urteilsfähigkeit in der sozialen Aus­
einandersetzung ausgebildet werden kann. Positiv für das professio­
nelle Selbstverständnis, für Eigeninitiative und Leistungsbereit­
schaft wirkt sich der erweiterte Handlungs- und Entscheidungsspiel­
raum aus, der auf einem hier vorherrschenden Klima des Vertrauens 
gründet, das von seiten des Managements den Kompetenzen und 
dem verantwortlichen Arbeitsstil des Einzelnen entgegengebracht 
wird.
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Aus der Perspektive der Klienten verbinden sich mit einer sol­
chen qualitäts- und klientenorientierten Restrukturierung der Ver­
waltungsarbeit nicht nur vordergründig Verbesserungen im engeren 
Sinn von Bürgerfreundlichkeit und Abbau von Zugangsbarrieren 
und Interaktionskosten. Vielmehr stehen ihnen kompetente, moti­
vierte Ansprechpartnerinnen zur Verfügung, für die die Arbeit mit 
und für die Klienten einen hohen Stellenwert besitzt -  nicht zuletzt 
auch deshalb, weil von der Zufriedenheit der Versicherten die Be­
standsfähigkeit und damit die Arbeitsplatzsicherheit der Beschäftig­
ten tangiert ist. Die Kongruenz von Klientenkontakt und Entschei­
dungskompetenz ist materiell von hoher Relevanz für den Klienten, 
insofern die im Verlauf von Beratungsgesprächen ermittelten Sach­
verhalte und Informationen direkt in die Fallentscheidung der Sach- 
bearbeiterlnnen einfließen können. Eine situations- und problemad­
äquate Behandlung ist eher dann zu erwarten, wenn die Mitarbeiter­
innen auf Basis ihrer Kenntnisse und Kompetenzen in der Lage 
sind, institutioneile Handlungsnormen und Anweisungen wie auch 
rechtliche Regelungen an die konkreten Problemlagen der Versi­
cherten anzupassen. Die Handlungsorientierung und Risikobereit­
schaft, im Interesse der Klienten bestehende Spielräume auch tat­
sächlich auszuschöpfen, wird dabei durch die Verankerung der Kun­
denperspektive in der gesamten Organisationskultur bestärkt.

Bei aller positiven Resonanz von seiten der Beschäftigten wie der 
Klienten läßt der Innovationsprozeß bei diesem Modell gleichwohl 
erkennen, daß die These zu einfach ist, Dienstleistungsqualität und 
Kundenorientierung verbesserten sich quasi automatisch in der Fol­
ge von strukturellen Umbauprozessen. Denn vielfach gerät der klien­
tenorientierte Entbürokratisierungsprozeß, die Stärkung von Er­
neuerungsfähigkeit und Flexibilität der Verwaltung, zum »Spiel mit 
Chancen und Risiken« (Seibel, 1986) -  Risiken, wie sie etwa in einer 
überzogenen und die Mitarbeiterinnen z. T. überfordernden Ver­
breiterung des Anforderungsspektrums, in der Forcierung des Gene- 
ralistentums zu Lasten der Spezifität und Detailliertheit der Wissens­
bestände und fachinhaltlichen Beratungskompetenz von den Be­
schäftigten erkannt werden. Dem Experimentierstatus von Reorga­
nisationsprozessen und neuen Aufgaben wird daher besondere Be­
deutung für die Vermeidung dysfunktionaler Nebeneffekte zuer­
kannt. Die Prozesse wie auch alle hieran beteiligten Akteure sind re­
lativ offen für die Modifikation oder Rücknahme einmal eingeschla­
gener Entwicklungspfade zugunsten weniger problematischer Alter­
nativen. So ist vielfach die Rede davon, das »Non-plus-ultra« für die 
Versicherten sei mit der gegenwärtigen Lösung noch nicht gefun­
den; in dieser oder jener Frage müsse noch weiter nachgedacht und
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diskutiert werden. Den Beteiligten ist sukzessive deutlich geworden, 
daß sich weder für eine klientenorientierte Ausfüllung von Hand­
lungsspielräumen noch für personenbezogene Informations- und Be­
ratungsfunktionen standardisierte Patentrezepte entwickeln oder 
einheitliche Qualitätsstandards vorgeben lassen, die dann nur noch 
exekutiert werden müßten. Vielmehr geht es um eine grundlegende 
Neuorientierung auf allen Ebenen der Organisation, um die Heraus­
bildung veränderter Wahrnehmungs-, Entscheidungs- und Verhal­
tensmuster. Erforderlich hierfür -  so wird immer wieder betont -  
sind kontinuierliche, zeit- und damit personalintensive Diskussions-, 
Lern- und Angleichungsprozesse. Denn erst auf der Basis eines ge­
meinsamen Grundverständnisses wird es für den einzelnen möglich, 
in der Alltagspraxis widersprüchliche Anforderungen zu balancie­
ren und damit die oben dargestellte Gefahr der schichtspezifischen 
Selektivität und Rationierung von Sozialleistungen zu minimieren. 
Im nächsten Abschnitt werden die positiven Erfahrungen des Um­
baus zum klientenzentrierten Produktionsmodell idealtypisch zu­
sammengefaßt.

5. Strategien und Akteure des Umbaus

Auch wenn eine generelle Einsicht in die Notwendigkeit von quali- 
tätsorientierten Modernisierungsanstrengungen vor allem bei den 
quasi wettbewerblich operierenden Krankenkassen weit verbreitet 
ist, besteht oft Unklarheit darüber und es fehlt das Know-how, wie 
diese angesichts der Komplexitätssteigerung und Dynamik der ge­
sellschaftlichen Herausforderungen wahrgenommen werden kön­
nen. Gerade angesichts der Tatsache, daß es in sozialpolitischen Ad­
ministrationen von ihrem Auftrag her um mehr geht, als daß der 
Kunde/Versicherte das Haus zufrieden verläßt in dem Bewußtsein, 
zuvorkommend behandelt worden zu sein, oder sogar »verblüfft« ist 
ob der Geschwindigkeit der Erledigung seines Anliegens, lassen sich 
Kundenorientierung und Qualitätsverpflichtung nicht an einige we­
nige Spezialisten wie Beraterstäbe oder die Öffentlichkeitsabteilung 
delegieren.

Weiter ist es auch nicht hinreichend, die strukturellen, quasi objek­
tiven Rahmenbedingungen und personellen Voraussetzungen der 
Leistungserstellung zu verbessern wie Anforderungs- und Aufga­
benstrukturen, Personaleinsatz und Qualifikationsstruktur, Karrie­
re- und Entlohnungssystem. Vielmehr ist in der Darstellung des 
klientenzentrierten Produktionskonzepts in Umrissen erkennbar ge­
worden, daß die problem- und klientenadäquate Bearbeitung von so-
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zialpolitischen Anliegen und viel mehr noch die Sachermittlungs- 
und Beratungstätigkeit eine entsprechende soziale Kompetenz und 
sozialpolitisch geprägte Arbeitsmotivation und Interpretation von 
Handlungserfordernissen voraussetzen, die durch formale Regulie­
rungen zwar gefördert, aber eben nicht hergestellt und gesteuert wer­
den können. Diese müssen ergänzt werden um neue kognitive Situa­
tionsdeutungen und normative Wertungen (Scharpf, 1987), die die 
herkömmliche Einstellung von Bürokratien auflösen, die Klienten 
seien ein notwendiges Übel im routinisierten Arbeitsalltag, deren 
Anspruchshaltung und Versuchen mißbräuchlicher Leistungsinan­
spruchnahme mit Mißtrauen zu begegnen sei. Nicht weniger als ein 
Kulturwandel von einer »Kontroll- zu einer Dienstleistungskultur« 
(Docherty/Stjernberg, 1985) ist hiermit angesprochen, im Rahmen 
dessen eine Verschiebung von Zielvorstellungen und Prioritätenset­
zungen erfolgen muß. Diese Kultur muß alltagspraktisch das gesam­
te Denken und Handeln aller an dem Leistungserstellungsprozeß Be­
teiligten durchdringen. Angesprochen sind hiermit Strategien des 
Veränderns, die in Konzepten der Verwaltungsreform durch Organi­
sationsentwicklung (z. B. Glasl/v. Sassen, 1983), des strategischen 
Wandels der Verwaltungskultur (z. B. Docherty/Stjernberg, 1985), 
der Qualitätsförderung (Weltz u. a., 1989) oder der leitbildzentrier­
ten Transformation der Unternehmenskultur (Dierkes/Marz, 1992) 
ihren Niederschlag gefunden haben.

Konzeptionen zur Prozeßgestaltung des Wandels sind insofern 
von besonderer Bedeutung, als die Ziele der Veränderung, nämlich 
Servicequalität und Dienstleistungsorientierung -  zumindest auf 
dem bisherigen Stand der praktischen Erfahrungen und der theoreti­
schen Debatten -  nur sehr unspezifisch formuliert werden können. 
Systematisch liegt dieses Defizit zudem an den widersprüchlichen 
oder zweischneidigen Implikationen, die Entbürokratisierungsmaß­
nahmen mit sich bringen können. Außerdem sind unterschiedliche 
Teilpopulationen mit divergierenden Interessen, verschiedene Lei­
stungsarten und -formen, die unterschiedliche Standards der Ausfüh­
rung erfordern, und spezifische widerstreitende Elemente von Quali­
tätsmaßstäben zu berücksichtigen, die nicht vorschriftsgemäß, son­
dern nur erfahrungsgeleitet, situationsspezifisch und sensibel balan­
ciert werden können.

Insofern geht es um einen Veränderungsprozeß nicht nur der Or­
ganisation, sondern auch ihrer Mitglieder, der von ihnen selbst be­
wußt gestaltet und aktiv getragen wird zur Erneuerung von Problem­
lösungspotential und zur Ausbildung von Selbsterneuerungsfähig­
keit (Glasl/v. Sassen, 1983: 26). Es muß ein Wandel der Prinzipien, 
der Identität erfolgen und ein neues Bewußtsein von Zweckbestim­
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mung und Sinngebung entstehen. Entsprechend den sich verändern­
den Vorstellungen und Sichtweisen können mit dem gewandelten 
Blick auf die Ist-Situation hiernach Zukunftskonzeptionen und 
Strukturmodelle entworfen sowie auch ein neues Dienstleistungsver­
ständnis generiert werden. Dementsprechend werden bestehende 
Prozeduren, Aufgabenzuschnitte, Koordinations- und Führungsfor­
men, aber auch Arbeitsmittel und Serviceangebote umgestaltet, an­
gepaßt oder ersetzt.

Nur bedingt lassen sich für die Initiierung und Gestaltung solcher 
Prozesse externe Vorgaben entwickeln, geschweige denn Patentre­
zepte. Dies verdeutlicht die geringe Diffusion des verbandlich ent­
wickelten Unternehmenskonzeptes der Ortskrankenkassen ebenso 
wie Erfahrungen mit den zentral vorgehaltenen Unterstützungs­
und Beratungsleistungen. Selbst die Inanspruchnahme solcher Ser­
viceleistungen setzt einzelbetrieblich immer in Ansätzen bereits ein 
gesteigertes Problembewußtsein und eine grundsätzliche Akzep­
tanz von Unterstützungsangeboten (»Beratungskultur«) voraus. 
Letztendlich muß die Umgestaltung und Selbsterneuerung »vor 
Ort« mit eigener Kraft vollzogen werden.

Aus den Erfahrungen konkreter Umbauprozesse zum »klienten­
zentrierten Produktionsmodell« lassen sich einige erfolgverspre­
chende Elemente von Organisationsentwicklung und Leitbildtrans­
formation zusammenfügen. Zunächst läßt sich von einer induktiven 
Strategie der Kundenzentrierung der Organisation sprechen, die 
nicht -  wie an anderer Stelle vorgeschlagen (Dierkes/Marz, 1992) -  
am Design eines großen Globalentwurfs, sondern vielmehr an den 
»Primärprozessen« der Organisation und bei den kleinen organisato­
rischen Einheiten (Glasl/v. Sassen, 1983: 40) ansetzt und sukzessive 
zu größeren Abteilungen, zur Gesamtstruktur, zur Angebotserweite­
rung und zu den generellen Prinzipien voranschreitet.

Weiter handelt es sich insofern um eine leitbildorientierte Strate­
gie des Wandels. Um traditionelle Werte, Handlungen und Rationa­
litäten der bürokratischen Kultur zu »delegitimieren« (Pettigrew 
u. a., 1988:302) und neue Ideen zu entwickeln und Handlungsstile zu 
fördern, geht es in diesem Prozeß um die Konstruktion eines neuen 
Leitbildes des zukünftigen Verwaltungshandelns. Einem Leitbild 
werden hierbei verschiedene Funktionen zugesprochen (vgl. genau­
er hierzu Dierkes/Marz, 1992: 229ff.) wie eine kollektive Ausrich­
tung der Organisationsmitglieder auf das zukünftig Wünschbare, die 
kognitive Aktivierung der Kreativität sowie die Mobilisierung des 
gesamten Menschen im Zuge des Wandlungsprozesses.

Zugleich geht es um einen iterativen Prozeß, in dem die veränder­
te Konfiguration von Elementen der Organisation daraufhin über-
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prüft wird, inwieweit tatsächlich nicht nur den technischen, rechtli­
chen und wirtschaftlichen, sondern auch den sozialen, humanen und 
kulturellen Anforderungen nach innen wie im Außenverhältnis bes­
ser entsprochen werden kann bzw. inwieweit Modifikationen des ur­
sprünglichen Konzeptes erforderlich werden. Mit neuen Organisa­
tionsprinzipien und einem veränderten sozialen Gefüge können wie­
derum neue Erfahrungen im Umgang mit der Außenwelt und gewan­
delte Perspektiven zu einem erweiterten oder spezifischeren Ver­
ständnis von Klientenorientierung und Servicequalität führen. Ver­
schiedene Prozeßtypen greifen dabei grundsätzlich ineinander bzw. 
bedingen sich gegenseitig: Diagnose- und Analyseprozesse, Willens- 
bildungs- und Konzeptionsprozesse, Lern- und psychosoziale Pro­
zesse, Konflikt- und Aushandlungsprozesse. Besonders in Anbe­
tracht der Umfeldturbulenzen, der Komplexitätssteigerung von An­
forderungen und Aufgaben, der Entwicklung von Informations- und 
Kommunikationstechnik ebenso wie der Veränderung auf dem Ar­
beitsmarkt und des Arbeitskräftepotentials werden solche gelenk­
ten Prozesse dauerhaft zur Voraussetzung von Qualitätssicherung 
und Kundenverantwortung.

Ein besonderer Vorteil dieser Strategie gegenüber Entwurf und 
Implementierung eines »Idealmodells« (Thom, 1992) liegt darin, 
daß die Erreichung erster Teilziele schon in einem relativ frühen Sta­
dium sichtbar werden kann. Durch kleine Erfolge lassen sich mögli­
cherweise Skeptiker des Umbaus umstimmen, die Promotoren und 
Träger erhalten Aufwind. Zugleich schient dies eine »kostengünsti­
ge« Lösung zu sein. Weder gerät das gesamte System zeitgleich in 
Turbulenzen und Instabilitäten mit der Gefahr einer flächendecken­
den »Zerstörung der Funktionsbedingungen« einer bisher intakten 
Organisation (Scharpf, 1987: 142), noch müssen organisationsweit 
die erforderlichen Zeitkontingente für Lern- und Beteiligungspro­
zesse zur Verfügung gestellt werden.

Die Initiatoren und Promotoren solcher leitbildorientierter Um­
baustrategien, einer schrittweisen Umpolung der gesamten Organi­
sation vom versteinerten Behördencharakter zur bislang verschütte­
ten Dienstleistungsorientierung sind bisher an der Spitze der Verwal­
tungspyramide zu verorten. Entweder die Geschäftsführung selbst 
oder die Leitung z. B. des Organisationsreferates, ideell unterstützt 
durch die Geschäftsführung, sind die zentralen Triebkräfte, denen 
eine Selbsterneuerung weder von oben (Selbstverwaltung) verord­
net noch von unten (Beschäftigte) oktroyiert werden kann.

Die entscheidenden Träger der angeführten Entwicklungsprozes­
se zur Selbsterneuerungsfähigkeit und zur Leitbildtransformation 
sind die Beschäftigten auf allen Ebenen der Hierarchie. Es handelt
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sich -  das ist aus dem Vorangegangenen bereits deutlich geworden -  
um einen partizipativen Ansatz, um kommunikative und interaktive 
Prozesse, in die zumindest partiell auch die Kunden/Klienten einbe­
zogen werden müssen. Die sporadische und/oder selektive Beteili­
gung der Beschäftigten als vordergründige Strategie der Akzeptanz­
sicherung von Modernisierung ist nicht hinreichend. Denn um sel­
ber die Träger eines neuen Dienstleistungsverständnisses alltags­
praktisch durch veränderte Wahrnehmungen, Handlungsstile, Kom­
petenzen und Entscheidungsprämissen sein zu können, müssen die 
Beschäftigten individuell und kollektiv entsprechende Potentiale 
entfalten, Lernprozesse durchlaufen sowie Hemmnisse und Barrie­
ren abbauen durch Mitwirkung und praktische Erfahrungen (Thom, 
1992). Denn die angestrebten Ziele können nicht detailliert vorgege­
ben werden, und die Anpassungsleistungen zu deren Erreichung 
sind nicht einklagbar und vielfach kaum kontrollierbar.

Wie bedeutungsvoll die längerfristige Lenkung und Moderierung 
der sozialen Dynamik für das Gelingen grundlegender Umorientie­
rungen ist, zeigt sich empirisch besonders an kritischen Schnittstel­
len, in besonderen Unsicherheitszonen oder Krisensituationen. An 
dem Management solcher Situationen erweist sich, wie tragfähig die 
einmal eingeleiteten Reformprozesse sind, oder ob sich hier regressi­
ve Tendenzen bei den Mitgliedern der Organisation Bahn brechen, 
die im Extremfall sogar zum Scheitern des gesamten Projektes füh­
ren können. Typische Problemzonen sind:
-  Interessenkonflikte zwischen verschiedenen Beschäftigtengrup­

pen beim Neuzuschnitt von Aufgabenbereichen und Kompeten­
zen; hier müssen faire und attraktive Lösungen auch für die schein­
baren Verlierer ausgehandelt werden, wie etwa im Falle der »ent­
machteten« Führungskräfte, um deren Kooperativität gewinnen 
und professionelle Kompetenz erhalten zu können.

-  Divergenzen zwischen Beschäftigten- und Klienteninteressen; 
dies wird beispielsweise an Debatten um Öffnungszeiten virulent, 
deren Ausdehnung Gleitzeitregelungen sowie insgesamt die indi­
viduelle Zeitökonomie in der Arbeitseinteilung beschränkt durch 
die beständige Verfügbarkeit und Auskunftsbereitschaft im Zuge 
der neuen Dienstleistungsorientierung, mit der Folge

-  inkonsistenter Anforderungen, sich jederzeit den Klienten zu wid­
men und damit in teils komplexen und Konzentration erfordern­
den Arbeitsvorgängen unterbrochen zu werden. Als eklatanter 
stellt sich das Problem strukturell unvereinbarer Anforderungen 
in der Entscheidungssituation dar, wie zwischen kostenbegrenzen­
der Leistungsbewilligung und großzügiger Auslegung von Vor­
schriften im Interesse der Einzelfallgerechtigkeit. Sofern hier
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nicht angemessene Verhaltensleitlinien entwickelt werden, führt 
ein solches Dilemma schnell zur alltäglichen Zerreißprobe.

-  Unsicherheit im Zuge von »Abbauprozessen« gewohnter Haltun­
gen und Routinen und von Aufbauprozessen neuer Motive und 
Arbeitsstile; das Ineinandergreifen beider Prozesse, eine zuwei­
len nicht unerhebliche Destabilisierung können zu Ängsten und 
Abwehr führen, die die Rückkehr zu alten Mustern und Traditio­
nen nahelegen, wenn hier nicht gezielt gegengesteuert wird, indem 
z.B. ausdrücklich Raum zum Experimentieren, für riskante und 
sogar falsche Entscheidungen zugestanden wird. Eine besondere 
Sprengkraft erhält diese Problemkonstellation durch

-  Überforderung qualitativer und/oder quantitativer Art; Auslöser 
hierfür können überzogene Integrationskonzepte (verschärft 
möglicherweise durch ungenügende Qualifizierungsmaßnah­
men) ebenso wie eine quantitative Erweiterung des Arbeitsvolu­
mens sein, die faktisch nicht zu bewältigen ist. Auch soziale Span­
nungen in ungewohnten teamförmigen Kooperationsstrukturen 
können Ursache hierfür sein.

Zur Ausbalancierung, Ausgleichung oder Auflösung solcher kon­
flikthaltiger Konstellationen, wovon das Gelingen von Innovations­
prozessen abhängt, müssen über einen längeren Zeitraum stabil und 
kalkulierbar Unterstützungsstrukturen und Ressourcen zur Verfü­
gung gestellt werden. Unter dem Primat der kurzfristigen Personal­
kostenreduzierung oder mit einer insgesamt engen Personaldecke 
sind solche ambitionierten Strategien, deren Effizienz sich erst auf 
längere Sicht erweisen kann, fast mit Zwangsläufigkeit zum Schei­
tern verurteilt. Auch können Beschäftigte nicht nach einer An­
schubphase sich selbst überlassen werden. Die weitere Förderung 
von Lernfähigkeit und Teamfähigkeit sowie Konfliktaustragungsfä­
higkeit muß im gesamten Verlauf des organisatorischen und kulturel­
len Umbaus begleitet werden. Sofern sich hierbei zunächst unlösba­
re Probleme oder dysfunktionale Effekte erkennen lassen, ist auch 
die Rücknahme einmal getroffener Entscheidungen in Betracht zu 
ziehen. Gerade induktive und iterative Veränderungsprozesse schei­
nen für die Umkehr eingeschlagener Pfade, für Trial-and-error-Ver- 
fahren günstige Bedingungen zu schaffen, ohne zugleich zu Resigna­
tion oder zur Aufgabe des gesamten Vorhabens zu führen.

Ein nicht zu unterschätzender Vorteil liegt in den schrittweisen 
Anpassungsmöglichkeiten von Prozessen und Zielen entsprechend 
den vorhandenen personellen Kapazitäten. Denn nicht nur ein aku­
ter Mangel an formal adäquat qualifiziertem Personal kann eine un­
überwindbare Barriere für Globalumstellungen darstellen. Das 
mehr oder weniger stillschweigend den Konzepten zur Organisa-
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tionsentwicklung zugrunde gelegte Bild von dem entwicklungsfähi­
gen und -willigen Menschen erweist sich in der Praxis oft als wenig 
hilfreich. Und ebensowenig können neue Arbeitsansprüche wie 
ganzheitliche und anspruchsvollere Aufgabenzuschnitte, Verant­
wortungsbeteiligung und Mitbestimmung generell vorausgesetzt 
werden. So ist etwa davon auszugehen, daß ältere, bürokratischen 
Traditionen verpflichtete Beschäftigte (und damit viele Führungs­
kräfte) größere Widerstände gegenüber Reformprozessen aufbauen 
als jüngere. Durch langjährige Sozialisations- und Anpassungspro­
zesse und durch Arbeitserfahrungen geprägte »perfekte Bürokraten­
persönlichkeiten« sind Lern- und Umorientierungsprozessen weni­
ger zugänglich, vor allem wenn die Pensionierung bereits absehbar 
ist. Weiter ist zu berücksichtigen, daß zumindest einem Teil der be­
schäftigten Frauen -  und sie stellen in aller Regel die Mehrheit des 
Verwaltungspersonals -  aufgrund ihrer doppelten Verankerung in 
Berufs- und Familienarbeit zusätzliche Belastungen insbesondere in 
zeitlicher Hinsicht nicht zugemutet werden können. Mit der darge­
stellten Strategie ist ausreichend Spielraum für Übergangspassagen, 
Nischenlösungen oder Einzelfallregelungen vorhanden, mit dem die 
Perspektiven sehr unterschiedlich motivierter und aktivierbarer Be­
schäftigtengruppen in Übereinstimmung mit neuen Organisations­
zielen gebracht werden können.

Die konsequente Einbeziehung der Beschäftigten in den Prozeß 
der Organisationsentwicklung und Leitbildtransformation ist aber 
nicht nur »zur Formulierung und Kommunikation identifikationsfä­
higer Strategien« (Thom, 1992:138 f.), zur breiten Verankerung neu­
er Organisationsziele und zur Absicherung von Akzeptanz und Ko- 
operativität erforderlich. Unabdingbar angewiesen ist das Manage­
ment auf das Erfahrungswissen zumindest der Beschäftigten mit je­
der Form von Publikumskontakt, wenn es um die generelle Orientie­
rung nicht mehr an den tradierten Bedürfnissen eines stabilen und 
funktionsfähigen Apparates geht, sondern an denen der Klienten 
und ihren sozialpolitisch intendierten Ansprüchen und Erwartun­
gen. Grundsätzlich liegt ihr besonderes Know-how in der detaillier­
ten Kenntnis der Ist-Situation von Schwachstellen und Kritikpunk­
ten, auch aus der Sicht der Klienten, wie der Stärken des bisherigen 
Systems, der wünschenswerten Sollzustände und möglicher Hinder­
nisse auf dem Weg dorthin. Sie sind diejenigen, die in der täglichen 
Konfrontation mit den Unsicherheiten, Ängsten und Ärgernissen 
der Klienten am ehesten ein »Gefühl« für deren Anforderungen und 
Präferenzen, bezogen auf ein modernes Dienstleistungsunterneh­
men, entwickeln können. Sie können in den Interaktionsprozessen 
gezielt herausfinden, in welchen Bereichen die größten Informa­
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tionsdefizite und die akutesten Probleme auf seiten der Klienten lie­
gen, Kompetenzüberschneidungen der Administration und kompli­
zierte Leistungsvoraussetzungen durchschauen oder die Adäquat­
heit von Verwaltungsbescheiden beurteilen. Die im Publikumsver­
kehr geübten Beschäftigten sind grundsätzlich ebenso fähig, oft un­
spezifische Bedarfslagen und nicht konkret formulierbare Bera­
tungserfordernisse »aufdecken« zu helfen. Auf dieser Grundlage 
sind sie unersetzbare Experten für Entwurf, Gestaltung oder Modifi­
zierung von arbeitsorganisatorischen, sozialen und technischen Vor­
aussetzungen der Dienstleistungsproduktion im Interesse der Klien­
ten. Sie stellen eine besondere Ressource dar, insofern sie als Senso­
ren der Organisation in bezug auf veränderte Umfeldanforderungen 
sowie auf mögliche ungeplante Nebeneffekte und Dysfunktionen im 
Ergebnis von Restrukturierungsprozessen fungieren. Ihre alltägli­
chen Arbeitserfahrungen sind notwendige Voraussetzung für konti­
nuierliche Korrekturen und einen beständigen Re-Definitionspro- 
zeß, bezogen auf Qualitätsstandards und Klientenorientierung.

Umstandslos vorausgesetzt werden kann jedoch eine »Interessen­
koinzidenz« oder die Fähigkeit zur Mitvertretung von Klientenbe­
langen im Umbauprozeß durch die Beschäftigten nicht von vornher­
ein. Sie muß vielmehr im Zuge kommunikativer Diagnose-, Lern- 
und Entwicklungsprozesse aufgedeckt und mobilisiert werden, be­
vor sie mit Perspektive auf leitbildorientierte Veränderungsprozes­
se des Verwaltungshandelns systematisch gemacht werden kann. 
Denn entsprechende Handlungsorientierungen sind im bürokrati­
schen Alltag, durch hohe Arbeitsteiligkeit, hierarchische Kontrollen 
und Verantwortungszentralisierung, durch regelorientierte Hand­
lungsstile, das Vorherrschen der Innenperspektive und ein Klima 
des Mißtrauens gegenüber den Klienten verschüttet worden.

Reformen, die sich nur programmatisch auf mehr Klientenorien­
tierung und Dienstleistungsqualität beziehen oder die von der vol­
len Ausschöpfung der technischen Potentiale oder auch von effizien­
teren Arbeitsabläufen und ganzheitlicheren Aufgabenzuschnitten 
oder von der wettbewerblich orientierten Ausweitung des Servicean­
gebotes quasi automatisch die Erreichung dieser Ziele erhoffen, 
ohne daß Prozesse der Entwicklung von Selbsterneuerungsfähigkeit 
und eines erweiterten Problemlösungspotentials in Gang gesetzt 
werden, scheitern nicht nur tendenziell mit diesem begrenzten An­
spruch. Sie scheinen vielmehr systematisch zu Lasten der in besonde­
rem Maße auf Sozialleistungen angewiesenen Bevölkerungsgrup­
pen, zur Verschärfung von sozialer Ungleichheit statt zur administra­
tiven Herstellung einer -  politisch zumindest bedingt intendierten -  
größeren Verteilungsgerechtigkeit beizutragen. Eine Rückbesin­
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nung auf die sozialpolitischen Ziele, auf die Effektivierung der prä­
ventiven, gestaltenden Elemente des Aufgabenspektrums im admi­
nistrativen Alltag ist nicht nur zur Unterstützung der Selbstverwirkli­
chung des einzelnen, sondern auch zur gesamtwirtschaftlichen Pro­
duktivitätssteigerung notwendig und Sozialstaatsgebot.
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